
Landtag   25.01.2017 

Nordrhein-Westfalen 13935 Plenarprotokoll 16/133 

 

aufgebaut, hat andere Strukturen, andere Wege in-
nerhalb der Verwaltung. Ein landesweites System 
müsste allen Bedürfnissen gerecht werden, es würde 
aber auch bereits vorhandene Mängelmelder aus-
bremsen. Das ist keine gute Idee. 

Jede Stadt, jede Gemeinde muss sich selbst die 
Frage stellen und selbst entscheiden: Habe ich einen 
Bedarf? Wo habe ich den Bedarf? Wie werde ich die-
sem Bedarf gerecht? Die Nähe zum Bürger ist die 
wichtigste Eigenschaft unserer Kommunen. Sie 
sollte auch in ihrer Hand bleiben, und zwar passge-
nau, ohne große Blaupause. – Herzlichen Dank für 
Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Herr Minister, 
würden Sie noch einen Moment hierbleiben? Es liegt 
der Wunsch nach einer Kurzintervention des Herrn 
Kollegen Bayer von der Fraktion der Piraten vor, der 
auf dem Platz von Herrn Lamla sitzt. 

Oliver Bayer (PIRATEN): Vielen Dank, Herr Präsi-
dent. – Vielen Dank, Herr Minister, dass Sie und auch 
die beiden letzten Redner festgestellt haben, dass 
der Bedarf tatsächlich vorhanden ist, anders als es 
die SPD- und die CDU-Fraktion dargestellt haben. Es 
ist eben nicht so, wie vielleicht mancher Kommunal-
politiker meint, dass man ja schon alles wisse und 
gar keine Eingaben brauche. Es ist also ein sehr 
sinnvolles Instrument. 

Ich schließe an: Es gibt die Initiative auf Einführung 
von einheitlichen Behördenrufnummern. Unser An-
trag bezüglich der Mängelmelder bezieht sich sozu-
sagen auf das Gleiche. Natürlich ist uns bekannt, 
dass bereits Mängelmelder existieren. Das habe ich 
eben in meiner Rede ausgeführt und auch die Unter-
schiede benannt. 

Es gibt auch viele Vorteile, zum Beispiel die Vernet-
zung und die Zugänglichkeit, die für eine landesweite 
Unterstützung bzw. eine landesweite Schnittstelle 
sprechen. Das heißt ja nicht, dass es nicht möglich 
ist, diese Mängelmelder in eine kommunale App zu 
integrieren. 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Bitte schön, Herr 
Minister. 

Ralf Jäger, Minister für Inneres und Kommunales: 
Herr Bayer, wir reden aneinander vorbei. Ich will es 
an Beispielen deutlich machen: In meiner Heimat-
kommune Duisburg ist eine Hotline geschaltet, über 
die Bürgerinnen und Bürger bei den städtischen Ent-
sorgungsbetrieben jede wilde Müllkippe melden kön-
nen, die dann innerhalb von 24 Stunden beseitigt 

wird. In der Stadt Essen ist das völlig anders organi-
siert, da sind nach meinem Kenntnisstand nicht die 
Entsorgungsbetriebe anzurufen. In der Gemeinde 
Frauenkron in Dahlem – das ist in der Eifel; da woh-
nen zufällig meine Schwiegereltern – kennen die Ein-
wohner den Bezirksbürgermeister. Den rufen sie an 
und sagen ihm, wo ein Mangel besteht. 

Damit wird klar: Es gibt unterschiedliche Kommunen, 
unterschiedliche Wege und unterschiedliche Be-
darfe. Es macht überhaupt keinen Sinn, an der Stelle 
die kommunale Selbstverwaltung aufzulösen und 
den Kommunen ein landesweites System überzu-
stülpen. Das wäre nicht mehr Service für die Bürge-
rinnen und Bürger, sondern weniger. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Mir liegen keine weiteren Wortmel-
dungen mehr vor. 

Wir kommen damit zur Abstimmung. Die antragstel-
lende Fraktion der Piraten hat direkte Abstimmung 
beantragt. Wir kommen somit zur Abstimmung über 
den Inhalt des Antrags Drucksache 16/14001. Wer 
dem seine Zustimmung geben kann, den bitte ich um 
das Handzeichen. – Wer kann dem nicht seine Zu-
stimmung geben? – Wer enthält sich? – Damit ist der 
Antrag Drucksache 16/14001 mit den Stimmen von 
SPD, CDU, Grünen und der FDP-Fraktion bei Zu-
stimmung der Fraktion der Piraten und bei Enthal-
tung des Abgeordneten Schwerd abgelehnt.  

Ich rufe auf: 

7 Abschlussbericht der Enquetekommission zur 
„Zukunft der Familienpolitik in Nordrhein-
Westfalen“ (Enquetekommission V) 

Abschlussbericht 
der Enquetekommission „ 
gemäß § 61 Absatz 3 
der Geschäftsordnung 
Drucksache 16/14000 

Zu dem Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 16/7399 – Neudruck 

Ich erteile zuerst der Vorsitzenden der Enquetekom-
mission V, Frau Abgeordnete Hack, das Wort zu ei-
ner mündlichen Berichterstattung. – Frau Kollegin, 
Sie haben das Wort. 

Ingrid Hack (SPD): Herr Präsident! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Sehr geehrte Zuschauerinnen und 
Zuschauer! Vor fast genau zwei Jahren, am 27. Ja-
nuar 2015, konstituierte sich unter der Leitung von 
Frau Präsidentin Gödecke die Enquetekommission 
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zur Zukunft der Familienpolitik in Nordrhein-Westfa-
len. Vorangegangen war auf Antrag der SPD-
Fraktion ein von diesem Haus einstimmig gefasster 
Einsetzungsbeschluss.  

Als Vorsitzende darf ich Ihnen heute den Abschluss-
bericht vorstellen und zunächst einige Anmerkungen 
zur Arbeit einer solchen Kommission machen. 

Sie tagte zwei Jahre lang zu einem umfangreichen 
Gegenstand von bedeutsamem Interesse. Abgeord-
nete aller Fraktionen und von diesen benannte Sach-
verständige aus Wissenschaft und Praxis tagten ge-
meinsam, in der Regel nichtöffentlich. Dies kann die 
Zusammenarbeit über Fraktionsgrenzen hinweg be-
fördern und ebenso den notwendigen Abstand zum 
tagespolitischen Geschehen schaffen.  

Über die in der Kommission gewährleistete Fachlich-
keit hinaus kann eine Enquetekommission externes 
Wissen durch Forschungsaufträge, Vorträge und an-
deres heranziehen. Ergebnisse ihrer Arbeit sind ne-
ben einem Bericht Handlungsempfehlungen, die mit-
tel- und langfristig der Vorbereitung politischer Ent-
scheidungen dienen. 

Meine Damen und Herren, der Einsetzungsbe-
schluss für unsere Kommission enthielt den Auftrag, 
eine Bestandsaufnahme und -analyse des Familien-
lebens in Nordrhein-Westfalen vorzunehmen, dabei 
besonders, unter anderem orientiert am 8. Bundes-
familienbericht, die Zeitbudgets von Familien, aber 
auch Wünsche von Familien an die Gestaltung ihrer 
Zeit, die tatsächliche Umsetzung dieser Wünsche 
und sich daraus ergebende Schwierigkeiten in den 
Blick zu nehmen.  

Zu berücksichtigen waren unbedingt die unterschied-
lichen sozialen Lagen von Familien, die unterschied-
lichen Milieus, in denen sie leben, die wachsende 
Zahl von Familienformen, die Familienphasen sowie 
geänderte bzw. im Wandel befindliche Geschlechter-
rollen. Der Auftrag der Kommission war also kein ge-
ringerer als die Entwicklung eines Gesamtkonzeptes 
für eine zukünftige Familienpolitik, deren herausra-
gendes Kennzeichen es sein muss, für die unter-
schiedlichsten Familien verlässliche Rahmenbedin-
gungen für ihr Familienleben, für die Gestaltung ge-
meinsamer Zeit bei gleichzeitiger Bewältigung von 
beispielsweise Erwerbsarbeit, Sorgearbeit, Betreu-
ungs- und Bildungsaufgaben zu schaffen. 

Der Einsetzungsbeschluss sah seinerzeit in drei Be-
reichen maßgebliche Bedeutung für diese Fragestel-
lungen: auf der staatlichen und kommunalen Ebene, 
im Bereich der Gestaltung von Erwerbsarbeit und im 
Bereich der Bildungs- und Betreuungseinrichtungen. 

Zu Beginn dieses so umrissenen Arbeitsprozesses 
waren weitere Einflussfaktoren festzustellen, die sich 
auf die gemeinsame Arbeit auswirken sollten. Von 
Bedeutung war natürlich die ganz eigene Fachlich-

keit der von den Fraktionen benannten fünf Sachver-
ständigen, die das höchst umfassende Thema „Fa-
milie“ aus fünf ganz unterschiedlichen Fachperspek-
tiven mit verschiedensten Schwerpunkten bearbeite-
ten.  

Natürlich spielten für unseren Arbeitsprozess auch 
subjektive Erfahrungen und aktuelle Diskussionen 
eine Rolle. Subjektive Erfahrungen als Familienmit-
glied macht jede und jeder im Alltag auf vielerlei Art. 
Die Themen der aktuellen Diskussionen tangieren ir-
gendwann alle Familien. Ich möchte nur einige Bei-
spiele nennen: die Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf, Freiräume für Jugendliche, G8/G9, die Inklusion, 
die Situation der Pflege, die Wohnungsfrage nicht 
nur in Ballungsräumen, Kindertageseinrichtungen, 
Entgrenzung von Arbeit. Diese Themen sind sowohl 
hier im Landtag als auch in der Gesellschaft und in 
den Medien dauerhaft präsent.  

Nach mehreren Monaten intensiver, teils auch stritti-
ger Diskussion um das tatsächliche Arbeitspro-
gramm – eine bereits beschlossene Fassung wurde 
verworfen und nach, zugegeben, anstrengenden De-
batten durch eine neue ersetzt – einigte sich die 
Kommission auf sechs Kapitel und dazugehörige 
Leitsätze, zu denen folglich auch die Handlungsemp-
fehlungen erstellt werden sollten. Anhand dieser 
Gliederung möchte ich Ihnen nun, soweit das in der 
Kürze möglich ist, einen Überblick über unsere Arbeit 
geben, ohne dass ich der anschließenden Debatte 
vorgreifen möchte.  

Strukturelle Rücksichtslosigkeit überwinden, Nach-
teilsausgleich und Gleichberechtigung für Familien 
gewährleisten: Die Kommission hat sich ausführlich 
mit dem Begriff der strukturellen Rücksichtslosigkeit 
beschäftigt, auch dies nicht unstrittig. Einigkeit 
herrschte jedoch darüber, dass Familien für ihre Mit-
glieder aus persönlicher, emotionaler Verbundenheit 
und eben um der nahestehenden Menschen willen 
Leistungen vielfältigster Art erbringen, diese aber der 
gesamten Gesellschaft zugutekommen. Dafür erfah-
ren Familien nicht die Anerkennung und Würdigung, 
die ihnen für diese Leistung zustände. 

Die Kommission sieht sowohl rechtliche als auch fi-
nanzielle Rahmenbedingungen, die für Familien 
nicht angemessen, sondern oft nachteilig sind. El-
ternschaft und Familienleben sind zwar nicht mehr 
nur reine Privatsache – hier sind bereits Fortschritte 
erzielt worden –, wir benennen aber noch zahlreiche 
Sachverhalte, die Familienleben nachteilig beeinflus-
sen. 

Für einige Familienformen bedingt die mangelnde 
rechtliche Gleichstellung unmittelbar finanzielle 
Nachteile. Angesichts der Tatsache, dass der Anteil 
unverheirateter Paare mit Kindern und die Zahl Al-
leinerziehender wächst – das sind überwiegend 
Frauen –, befasste sich die Kommission natürlich 
auch mit der Frage, welche Rolle die Ehe nach wie 
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vor für die rechtliche und damit oft auch für die finan-
zielle Lage von Familien spielt. Es mag keine Über-
raschung sein, dass hier die Positionen innerhalb der 
Kommission unterschiedlich waren. 

Meine Damen und Herren, finanzielle Herausforde-
rungen bestehen für Familien ab der Familiengrün-
dung mit einem oder mehreren Kindern, dann mit be-
achtlichen Kosten für Betreuung und frühe Bildung, 
für den Schulalltag und die weitere Ausbildung, zu-
dem für Teilhabe am gesellschaftlichen Leben im 
weitesten Sinne, also Mobilität, Freizeitgestaltung 
und anderes.  

Zugleich erfahren Familien in der Zeit der höchsten 
Ausgaben eine Zeit lang oder sogar dauerhaft Ein-
kommenseinbußen durch Reduzierung oder gar 
gänzlichen Verzicht auf Erwerbsarbeit zugunsten der 
Familienarbeit. Für 15 % der Paare mit Kindern unter 
18 Jahren in NRW bedeutet diese Konstellation rela-
tive Einkommensarmut; bei Alleinerziehenden ist die 
Zahl deutlich höher. 

Bei unterschiedlich hohen Familieneinkommen ist 
zudem der Anteil für die Bildungsausgaben höchst 
unterschiedlich. Einkommensschwächere Familien 
geben einen deutlich höheren Teil ihres zur Verfü-
gung stehenden Geldes dafür aus als einkommens-
stärkere. In der Kommission sind dazu unterschiedli-
che Schlussfolgerungen gezogen worden, die bei-
spielweise Gebühren für Bildung und die Kinder-
grundsicherung betreffen. 

Meine Damen und Herren, an dieser Stelle greife ich 
in meiner Berichterstattung dem Schluss des Ihnen 
nun allen vorliegenden Berichtes vor. 

Unterschiedliche Interpretationen über die Adressa-
ten unseres Berichtes durchzogen die gesamte Ar-
beit. Sollte es nur an das Land gerichtete Empfehlun-
gen oder auch solche an die Bundesebene geben? 
Bei der Erstellung der Handlungsempfehlungen war 
klar, dass manche Veränderungen nur durch bun-
desgesetzliches Handeln in Gang gesetzt werden 
können. Zu den dann erstellten Empfehlungen an die 
Bundesebene haben sich die CDU-Fraktion und der 
Sachverständige der FDP-Fraktion, Herr Prof. Bonin, 
einer Bewertung enthalten. Dies ist natürlich auch im 
Bericht so dokumentiert. 

Zum ersten Kapitel möchte ich noch zwei Punkte un-
serer Arbeit herausgreifen: 

Die Kommission stellt fest, dass unterschiedliche Fa-
milienformen steuer-, sozial- und zivilrechtlich unter-
schiedlich behandelt werden, obwohl ihre Angehöri-
gen als Familie leben und füreinander ebenso Ver-
antwortung, Fürsorge und vieles mehr erbringen. 
Hier kann durch rechtliche Änderungen mehr Gleich-
stellung und damit ein Nachteilsausgleich erreicht 
werden. Beispielsweise entscheidet immer noch der 
Familienstand der Erwachsenen, die gemeinsam für 
Kinder Verantwortung übernehmen, darüber, ob sie 

dadurch steuerliche Entlastung erfahren, und nicht 
die Tatsache, dass sie sich um Kinder kümmern. 

Ich möchte ein weiteres Beispiel anführen: Nur leibli-
che erwerbstätige Eltern können die sogenannten 
Kinderkrankentage in Anspruch nehmen. Nicht ver-
heiratete Patchwork-Mütter oder -Väter – dieser Be-
griff hat sich aus unserer Sicht gegenüber dem Be-
griff der Stiefeltern inzwischen durchgesetzt – küm-
mern sich ebenso um das erkrankte Kind, haben 
aber nicht die Möglichkeit der Arbeitsfreistellung. 

Die Kommission ist darüber einig, dass es neben den 
Einflussfaktoren „soziale Lage der Familie“ und „Fa-
milienform“ ein weiteres Element geben kann, das 
die Familiensituation maßgeblich beeinflusst: erhöh-
ter Sorgebedarf. Er besteht beispielsweise bei Allein-
erziehenden, Mehrkindfamilien und Familien mit be-
hinderten Familienmitgliedern. Er äußert sich vielfäl-
tig sowohl in größeren finanziellen Anforderungen als 
auch in größerem organisatorischem und zeitlichem 
Aufwand, der für einen gelingenden Familienalltag 
erbracht werden muss. Die Kommission hat dazu 
eine Reihe von Empfehlungen ausgesprochen, ganz 
überwiegend einhellig. 

Ein weiterer Abschnitt lautet: Milieu- und sozialraum-
spezifische Vor- und Nachteile ausgleichen. Hier be-
fassten wir uns mit dem direkten Lebensumfeld von 
Familien, dem Sozialraum und den in Nordrhein-
Westfalen ganz unterschiedlichen Kommunen – un-
terschiedlich, was Größe, Ressourcen, Umgang mit 
demografischen Veränderungen, Segregationser-
scheinungen und anderes angeht. Dies betrifft nicht 
nur die Unterschiede zwischen Stadt und ländlichen 
Kommunen. Die Kommission vergab dazu einen 
Gutachtenauftrag an das Institut Arbeit und Qualifi-
kation. 

Wir konnten feststellen, dass sich die genannten Un-
terschiede natürlich auf die Möglichkeiten der Kom-
munen auswirken, Familiengerechtigkeit als An-
spruch oder sogar Leitlinie für kommunales Handeln 
zu betrachten und demzufolge mehr oder weniger fa-
miliengerecht zu agieren. Unter Familiengerechtig-
keit auf kommunaler Ebene verstehen wir die Schaf-
fung von – jeweils in für Familien passender Quanti-
tät und Qualität – Wohnraum, Betreuungs-, Bildungs- 
und Beratungsangeboten, Freizeit- und Mobilitäts-
möglichkeiten, Quartiers- und Nachbarschaftsstär-
kung sowie das Ausschöpfen der auf kommunaler 
und sozialräumlicher Ebene vorhandenen Möglich-
keiten, Familien- und Erwerbsarbeit in Einklang zu 
bringen. 

Die Untersuchungen der Kommission bestätigten 
einmal mehr, dass es für lokale Familienpolitik über-
haupt keinen Sinn macht, sich am aus welchen Wer-
ten auch immer errechneten kommunalen Durch-
schnitt zu orientieren. Handlungsleitend – auch darin 
ist sich die Kommission einig – müssen die Ergeb-
nisse kleinräumiger Betrachtungen sein. 
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Wir richten hier eine Reihe von Empfehlungen an die 
Kommunen, nicht ohne auch die Möglichkeiten zu 
benennen – und ihre Umsetzung zu empfehlen –, die 
das Land beispielsweise bei der Wohnraumförde-
rung, der Quartiersentwicklung, der Weiterentwick-
lung von Partizipationsmodellen und anderen quar-
tiersstärkenden Maßnahmen hat. 

Keine Einigkeit herrschte hingegen bei der Emp-
fehlung, mit der Umsetzung familienunterstützen-
der Infrastrukturmaßnahmen jeweils dort zu begin-
nen, wo die soziale Situation am schlechtesten ist. 

Ein weiteres Kapitel heißt „Zeit für Familie: Heraus-
forderung moderner Familienpolitik“. Die Kommis-
sion vergab zu dieser Fragestellung einen Gutach-
tenauftrag an Herrn Prof. Dr. Mückenberger zu „Fa-
milialer Zeitpolitik“. Wir befassten uns auch hier mit 
dem viel zitierten Spagat – so nenne ich es einmal –, 
den erwerbstätige Mütter und Väter täglich vollziehen 
müssen. 

In dieser Frage besteht die größte Differenz zwi-
schen den Wünschen von Müttern und Vätern und 
der gelebten Realität. Zeit für Familie, für gelingen-
den Familienalltag bedeutet gemeinsame Zeit für Ri-
tuale, für Unterstützungsleistungen, für das schlichte 
Erleben familiärer Beziehungen. Sie bedeutet aber 
auch Zeit für einen großen Teil der Leistungen, die 
ich eingangs erwähnte, von denen die gesamte Ge-
sellschaft profitiert: Betreuungs- und Bildungsleistun-
gen in der Familie, Pflegeleistungen, Erziehungs- 
und Sozialisationsarbeit. 

Zugleich aber erleben Väter und Mütter in der Regel, 
dass sie in ihrer Erwerbsarbeit nur als Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer betrachtet werden, ohne 
Rücksicht auf ihre familiären Rollen, Zusammen-
hänge und Verpflichtungen. „In der Regel“ heißt, 
dass es inzwischen durchaus eine Reihe von fami-
lienbewussten Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern 
gibt, sie aber bei Weitem nicht die Mehrheit stellen. 
Eine der vier öffentlichen Anhörungen, die die Kom-
mission durchführte, diente der Untersuchung dieser 
Frage. Die Kommission ist sich darüber einig, dass 
die Arbeitswelt familiengerechter werden muss und 
nicht die Familie arbeitsweltgerechter. 

(Beifall von allen Fraktionen) 

Meine Damen und Herren, wir befassten uns mit der 
Ausgestaltung haushaltsnaher Dienstleistungen, mit 
den Anforderungen an Mobilität von Müttern, Vätern, 
Kindern und Jugendlichen – diese unterscheidet sich 
nämlich sehr stark – sowie mit den Möglichkeiten, vor 
allem auf kommunaler Ebene zeitpolitisches Han-
deln für Familien umzusetzen.  

Die Handlungsempfehlungen für diesen Themen-
komplex an die Kommunen betreffen zum Beispiel, 
möchte man meinen, recht einfach umzusetzende 
Veränderungen von Öffnungszeiten familienrelevan-
ter Einrichtungen. Es gibt aber auch Empfehlungen 

an das Land, zum Beispiel den flächendeckenden 
Ausbau von haushaltsnahen Dienstleistungen zu 
prüfen. Das geht bis hin zu einer Reihe von an die 
Tarifpartner, öffentlichen und privaten Arbeitgeber 
gerichteten Empfehlungen zur stärkeren Berücksich-
tigung familiärer Belange der Beschäftigten. Ich 
möchte betonen: Das Land als Arbeitgeber beden-
ken wir bei diesen Empfehlungen auch ganz aus-
drücklich. 

Ein weiteres Kapitel lautet „Teilhabechancen und 
Handlungsoptionen von Vätern und Müttern erwei-
tern, Fürsorge- und Erwerbsarbeit gleichberechtigt 
balancieren, um Wahlfreiheit zu realisieren“. Wir un-
tersuchten in diesem Abschnitt die bereits hinlänglich 
bekannten Schwierigkeiten von Müttern und Vätern, 
ihre Teilhabe an allen gesellschaftlichen Bereichen 
zu sichern, dies in partnerschaftlicher Aufteilung und 
nach möglichst freier Entscheidung zu vollziehen. 

Die Kommission sieht die Politik in der Pflicht, die 
Wahlmöglichkeiten für Familien zu erweitern und 
ihnen dadurch mehr Entscheidungsfreiheit zu geben. 
Wir untersuchten mehrere Arbeitszeitmodelle, die 
geeignet sind, die gewünschte Balance zu verbes-
sern, und befassten uns mit verschiedensten Einrich-
tungen der familienunterstützenden und -beratenden 
Systeme, die zum Beispiel für eine Stärkung elterli-
cher Kompetenz und damit auch für ein Mehr an Teil-
habe sorgen. Entsprechend beziehen sich die Hand-
lungsempfehlungen auch auf diese Bereiche. 

Wurde damit die Perspektive von Müttern und Vätern 
in Familien eingenommen, so befassten wir uns im 
nächsten Kapitel mit den Entwicklungschancen und 
Teilhabemöglichkeiten von Kindern und Jugendli-
chen. Wir betrachteten sie in ihren Familien, aber 
auch in ihrem von zahlreichen Faktoren geprägten 
Lebensumfeld. Die Kommission thematisierte den 
unmittelbaren Zusammenhang der materiellen, ge-
sundheitlichen, emotionalen, kulturellen und anderen 
Ressourcen von Familien mit dem gelingenden Auf-
wachsen von Kindern und war darüber einig, dass 
die Lage im Sozialraum, in dem Kinder aufwachsen, 
von zentraler Bedeutung für das Gelingen oder Er-
schweren dieses Prozesses ist. 

Familie trägt nicht allein die Verantwortung für das 
Aufwachsen der Kinder. Dies ist ebenso öffentliche 
Verantwortung. Und sie darf nicht erst dann wahrge-
nommen werden, wenn sich Probleme manifestie-
ren, sondern sollte – so ist auch die Auffassung der 
Kommission – präventiv auf- und ausgebaut werden. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD und den 
GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, während der Arbeit unse-
rer Kommission kam die erste Phase des Projekts 
der Landesregierung „Kein Kind zurücklassen!“ zum 
Abschluss. Wir informierten uns natürlich über die ak-
tuellen Erkenntnisse durch Vorträge und anderes in 
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unseren Sitzungen, ebenso war der aktuelle Famili-
enbericht NRW Gegenstand unserer Beratungen, 
und aus beiden Dokumentationen sind Erkenntnisse 
in unseren Bericht eingegangen. 

Der letzte Abschnitt unseres Berichts widmet sich 
ausführlich der Frage der Wirksamkeit von Familien-
förderung und der dafür erforderlichen Datenlage, 
der erforderlichen Zusammenarbeit unterschied-
lichster Akteure, der erforderlichen Festlegung fami-
lienpolitischer Ziele und der Überprüfung ihrer Errei-
chung. Daraus folgt eine Reihe von Handlungsemp-
fehlungen zum Beispiel zur Verbesserung sowohl 
der Datenerhebung als auch der kommunalen Praxis 
familienfreundlichen Handelns. 

Meine Hoffnung ist – und ich denke, da spreche ich 
für die gesamte Kommission –, dass unser Bericht 
Impulse setzt nicht nur für Diskussionen, sondern 
auch für Entscheidungen, und zwar hier im Landtag, 
aber auch in den Kommunen und in den Köpfen und 
hoffentlich auch Herzen mancher, die Verantwortung 
für gelingendes Familienleben tragen und mithelfen 
können, Familien wieder mehr in den Mittelpunkt zu 
rücken. 

Meine Damen und Herren, erlauben Sie mir zum 
Schluss, meinen Dank an alle zu richten, die in den 
vergangenen zwei Jahren diese zeitaufwendige Ar-
beit mitgestaltet und auf vielfältige Art unterstützt ha-
ben. Ich nenne die Abgeordneten aller Fraktionen, 
darunter die stellvertretende Vorsitzende Frau Dr. 
Bunse, die Obleute Wolfgang Jörg, Walter Kern, 
Jutta Velte, Ralph Bombis und Dr. Björn Kerbein so-
wie Daniel Düngel. Mein Dank gilt den Sachverstän-
digen Herrn Prof. Dr. Klaus Peter Strohmeier, Herrn 
Dr. Stefan Nacke, Frau Prof. Dr. Uta Meier-Gräwe, 
Herrn Prof. Dr. Holger Bonin und Herrn Prof. Dr. Hol-
ger Ziegler, von denen ich heute einige auf der Zu-
schauertribüne begrüßen darf. – Herzlichen Dank. 
Schön, dass Sie hier sein können. 

(Beifall von allen Fraktionen) 

Ohne den großen Einsatz der Referentinnen und Re-
ferenten aller Fraktionen, denen ich ganz herzlich 
danken möchte, wäre unser Bericht ebenso wenig 
gelungen wie ohne die wertvolle und zuverlässige Ar-
beit des Kommissionssekretariates, auf das beson-
ders ich mich zwei Jahre lang stützen durfte. Ich 
danke ausdrücklich Frau Kobsch und Herrn Symalla, 
Herrn Dr. Hartmann, Herrn Dr. Sandhaus und allen 
weiteren zuständigen Mitarbeitenden der Landtags-
verwaltung ganz persönlich und herzlich. – Ihnen al-
len danke ich für Ihre Aufmerksamkeit. Vielen Dank. 

(Beifall von allen Fraktionen) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Hack. Auch ich möchte mich bei Ihnen 

als Vorsitzende dieser wichtigen Enquetekommis-
sion für Ihre Arbeit in den vergangenen Jahren be-
danken. – Herzlichen Dank. 

(Allgemeiner Beifall) 

Ingrid Hack (SPD): Vielen Dank, Herr Präsident. 
Danke schön. 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Wir kommen 
jetzt zur Aussprache, und ich erteile für die SPD-
Fraktion dem Kollegen Jörg das Wort. 

Wolfgang Jörg*) (SPD): Herr Präsident! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Ich bin 1963 geboren – auch 
wenn ich älter aussehe – und in einem Arbeiterviertel 
in Hagen groß geworden. Als Kinder haben wir die 
Mama zu Hause gehabt, der Papa ging arbeiten. Wir 
hatten ein großes Stahlwerk in der Nachbarschaft, in 
dem 15.000 Menschen gearbeitet haben. Alle Kinder 
haben im gleichen Rhythmus gelebt. Morgens ging 
man in die Schule, nachmittags hat man mehr oder 
weniger auf sich selbst oder auf die Freunde aufge-
passt. Um 18 Uhr musste man zu Hause sein. Das 
Leben war geregelt. 

Wir hatten drei Programme. Wir konnten uns 
„Daktari“, „Bonanza“ oder, wenn es unheimlich 
wurde, „Belphégor“ anschauen. Wir hatten einen 
ähnlichen Rhythmus. Unsere Eltern hatten auch ei-
nen ähnlichen Rhythmus und einen Korridor von 
Problemen, der nicht sehr groß war. 

Das hat sich gewaltig geändert. In den letzten 20, 30 
Jahren hat sich die Situation von Familien derart ver-
ändert, dass heute kaum noch eine Familie lebt und 
arbeitet wie die nächste. Insofern war es richtig und 
gut von der SPD-Fraktion, die Einsetzung dieser En-
quetekommission zu beantragen. Wir haben zwei 
Jahre geforscht, um genau diese Erkenntnislage, die 
uns alle schon im Unterbewusstsein begleitet hat, zu 
dokumentieren: Keine Familie lebt genau wie die an-
dere. Da reicht nicht mehr nur eine Antwort auf die 
Frage nach der zukünftigen Familienpolitik, sondern 
wir brauchen tausend Antworten. Wir haben in der 
Enquetekommission entsprechend viele Fragen ge-
stellt. 

Gemeinsam mit allen Fraktionen haben wir uns drei 
Punkte als Überschriften gegeben, wonach wir dann 
vorgegangen sind. Erstens. Wie können wir Familien 
weiter entlasten? Der Druck auf die Familien ist näm-
lich erheblich gestiegen. Zweitens. Wie können wir 
Familien weiter unterstützen? Die Situationen rund 
um Erziehung und die Familie sind auch nicht einfa-
cher geworden. Drittens. Wie können wir dazu beitra-
gen, dass wir mit unseren Maßnahmen eine bessere 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf erreichen?  
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Diese Fragen haben uns geleitet. Wir haben festge-
stellt, dass es immer noch eine große strukturelle 
Rücksichtslosigkeit gegenüber Familien gibt. Ich will 
mal einige Beispiele nennen, an denen wir das iden-
tifiziert haben: 

Eltern geben ein Vermögen für die Bildung ihrer Kin-
der aus; im Verlauf der Jahre werden Hunderttau-
sende Euros investiert. Wir alle kennen das Problem 
mit hohen Kitagebühren. Der Nachhilfemarkt setzt 
bundesweit – das muss man sich mal auf der Zunge 
zergehen lassen – über 4 Milliarden € um. Zwischen-
durch hatten wir es auch mit hohen Studiengebühren 
zu tun; Eltern investieren da ein Vermögen. 

Wenn dann der erwünschte Bildungserfolg eintritt, 
wenn aus den Schülern – auch heute sind wieder ei-
nige Schülerinnen und Schüler zu Besuch – gut aus-
gebildete Fachkräfte werden – Krankenschwestern, 
Polizisten, Ingenieure oder Mitarbeiter der Stadtver-
waltung –, dann hat die gesamte Gesellschaft etwas 
von der Ausbildung dieser Kinder. Alle Mitglieder der 
Gesellschaft setzen auf die Ausbildung der Kinder; 
ob die Kinderlosen, die Rentner, die Unternehmer, 
die Gewerkschaften – wir alle haben etwas von der 
Ausbildung dieser Kinder. Deshalb sagen wir: Wir 
müssen die Familien entlasten, Bildung muss steuer-
finanziert und nicht gebührenfinanziert sein! 

(Beifall von der SPD) 

Es würde eine erhebliche Entlastung für die Familien 
bedeuten, wenn sie nicht mehr jeden Monat zum Teil 
mehrere Hundert Euro gerade an Kitagebühren auf 
den Tisch legen müssten. 

Das hat auch nichts – um das noch einmal deutlich 
zu sagen – mit dem Einkommensniveau zu tun. Je-
der, der 5.000 € netto verdient, hat ein gutes Einkom-
men. Wenn man jedoch 5.000 € netto verdient und 
drei Kinder hat, dann zahlt man schnell 1.000 € oder 
mehr an Kitagebühren, und dann bleibt nicht mehr so 
viel vom Netto. Demjenigen, der keine Kinder hat, 
verbleibt wesentlich mehr Geld; aber die Kinder des-
jenigen, dessen Nettoeinkommen durch die Ausga-
ben für die Kinder schrumpft, zahlen hinterher die 
Renten auch für den Kinderlosen. Das ist eine zum 
Himmel schreiende Ungerechtigkeit. 

(Beifall von der SPD – Jochen Ott [SPD]: So 
ist das!) 

Da müssen wir innerhalb der Gesellschaft für mehr 
Gerechtigkeit sorgen, unabhängig vom Einkommen 
der Eltern. 

Wir haben strukturelle Rücksichtlosigkeit auch im Zu-
sammenhang mit Stadtverwaltungen und mit Ämtern 
erlebt. Da gibt es Öffnungszeiten, die nicht familien-
freundlich sind. Familien werden mit ihren Problemen 
in den Ämtern von einer Ecke zur anderen geschickt. 
Um für das Kind bestimmt Dinge auf den Weg zu 
bringen, müssen zig Amtsgänge erledigt werden.  

Wir konnten in diesem Bereich allerdings auch gute 
Beispiele verzeichnen. Manche Kommunen haben 
Familienbüros eingerichtet. Dadurch wird den Fami-
lien die Chance eröffnet, dass sie mit ihren Proble-
men nur eine einzige Stelle der Stadtverwaltung an-
laufen müssen. Sie bekommen dann von dieser 
Stelle Hilfe und müssen nicht mehr von Hinz zu Kunz 
geschickt werden. Solche Entwicklungen begrüßen 
wir natürlich ausdrücklich. 

Wir haben aber auch eine strukturelle Rücksichtslo-
sigkeit in der Arbeitswelt festgestellt. Es gibt immer 
noch zu viele befristete Verträge, auf deren Grundlage 
man keine Familie gründen kann. Das ist dann unend-
lich schwierig, weil man nie über ein Jahr hinaus pla-
nen kann. Wir haben zur Kenntnis genommen, dass 
Schichtbetriebe wenig Rücksicht auf junge Mütter, auf 
junge Familien nehmen. Unternehmen können und 
müssen sich in diesem Bereich noch erheblich bewe-
gen.  

Erfreulicherweise – das will ich deutlich sagen – gibt 
es inzwischen schon viele Unternehmen, die den 
Zug der Zeit erkannt haben, und nach meiner Über-
zeugung sind das die schlauen Unternehmer. Sie 
binden ihre Mitarbeiter an das Unternehmen; sie sor-
gen dafür, dass es den Familien gut geht. Das ist 
nachhaltige unternehmerische Politik, die wir aus-
drücklich alle gemeinsam begrüßt haben. Leider gibt 
es davon immer noch zu wenig. 

Darüber hinaus haben wir das Verhältnis zwischen 
Zeit, Infrastruktur und Geld untersucht. Diese Ba-
lance ist entscheidend für das Wohlbefinden von Fa-
milien. Ich mache das einmal an einem Beispiel fest. 
Was nützt viel Geld allein? Was nützt es, wenn man 
ein hohes Einkommen hat, dafür aber wenig Zeit und 
eine schlechte Infrastruktur? Das kann keine Familie 
glücklich machen, weil man kaum die Möglichkeit 
hat, Zeit miteinander zu verbringen. 

Eine gute Infrastruktur kann auch Zeit schaffen, zum 
Beispiel wenn die Kita oder ein guter ÖPNV in der 
Nähe vorhanden sind. Es ist auch möglich, haus-
haltsnahe Dienstleistungen zugunsten von mehr Fa-
milienzeit zu erkaufen. Die Balance zwischen Zeit, 
Infrastruktur und Geld ist für Familien jedenfalls ganz 
entscheidend. 

Deshalb müssen wir verstärkt darauf achten, dass 
wir als Staat vor Ort eine vernünftige Infrastruktur or-
ganisieren, dass Familien genügend Geld zur Verfü-
gung haben, um diese Infrastruktur zu nutzen und 
dadurch Zeit für ein gutes Familienleben entwickeln 
können. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Familienpolitik 
ist in den letzten 30 Jahren ideologisch sicherlich 
sehr belastet gewesen. Das brauchen wir nicht schön-
zureden, das ist so. Umso stolzer bin ich darauf – das 
meine ich sehr ernst –, dass wir über 90 % aller Be-
schlüsse einstimmig gefasst haben. 
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(Beifall von der SPD und von Walter Kern 
[CDU]) 

Trotz des bevorstehenden Wahlkampfes haben wir 
es geschafft, uns über manche, auch hart geführte, 
Diskussion hinaus zu beherrschen und zusammen-
zurücken, und zwar mit der sicheren Erkenntnis, 
dass wir etwas Gutes für die Familien erreichen wol-
len. Darauf bin ich sehr stolz. 

Ich möchte eines deutlich machen: Für den Fall, dass 
Rechtspopulisten hier in den Landtag einziehen, wird 
die Arbeit einer Enquetekommission in diesem Maße 
sicher nicht mehr möglich sein wird. Das müssen wir 
den Familien, den Menschen in Nordrhein-Westfalen 
an dieser Stelle sagen. Diese Gruppierungen hätten 
uns die Enquetekommission mit ihrem menschen-
feindlichen Bild glatt zerschossen. Wir alle sollten 
dafür sorgen, dass wir am 14. Mai dieses Jahres 
solche Menschen aus unseren Enquetekommissi-
onen heraushalten. 

(Beifall von der SPD) 

Abschließend will ich noch sagen, dass wir diesen 
Bericht natürlich nicht zur Seite legen, sondern er be-
deutet für uns als Sozialdemokratie ein Aufgaben-
heft. Wir müssen zusehen, dass wir in den nächsten 
Jahren möglichst viele der Impulse, die dort aufge-
führt sind, hier im Parlament umsetzen. Ebenso müs-
sen wir diese Impulse auch an die Bundesregierung 
und an die Kommunen weitergeben. Meine Fraktion 
jedenfalls wird dabei sein. – Herzlichen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Jörg. – Für die CDU-Fraktion spricht der 
Abgeordnete Kern.  

Walter Kern (CDU): Herr Präsident! Sehr verehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Liebe Zuhörerinnen und 
Zuhörer! Und vor allem: Liebe Sachverständige, Pro-
fessoren, wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der Fraktionen und des Kommissionssek-
retariats, die heute auf der Tribüne Platz genommen 
haben! Besten Dank für Ihre herausragende Arbeit. 
Ich möchte an dieser Stelle besonders Herrn 
Dr. Sandhaus vom Kommissionssekretariat nennen, 
der zur rechten Zeit zu uns kam.  

Wir alle sind geneigt, zu sagen: Es ist geschafft. – 
Dabei haben wir mit viel Mühe und Schweiß gerade 
erst die Startblöcke eingehauen. Die Arbeit fängt jetzt 
erst richtig an. Das wird für Nordrhein-Westfalen ein 
langer Weg, den wir gemeinsam gehen müssen.  

Mehr als zwei Jahre lang haben wir uns mit dem 
Schlüsselthema, der Stärkung der Familien in Nord-
rhein-Westfalen, befasst. Die Diskussionen und die 

fachliche Auseinandersetzung waren konstruktiv, in-
tensiv, teilweise polarisierend und strittig, ideolo-
gisch, kleinteilig und detailverliebt, stets unter Zeit-
druck – aber immer auf der Suche nach Kompromis-
sen. Manchmal erinnerten mich die Sitzungen an be-
stimmte gruppendynamische Erfahrungen.  

Wir haben tolle Experten kennenlernen dürfen. Bei-
spielhaft will ich Prof. Dr. Franz-Xaver Kaufmann und 
Prof. Dr. Paul Kirchhof nennen sowie den „Verband 
alleinerziehender Mütter und Väter“ und den „Ver-
band kinderreicher Familien Deutschland“.  

Liebe Zuhörerinnen und Zuhörer, die Ergebnisse der 
Kommission dürfen nicht in den Schubladen ver-
schwinden, sondern sie sollen und werden uns in der 
nächsten Dekade begleiten. Das sind wichtige Hand-
lungsempfehlungen an das Parlament, an das Ta-
gesgeschäft. Meines Erachtens stehen alle Kommis-
sionsmitglieder in der besonderen Verantwortung, 
kontinuierlich darauf zu achten, dass die Stärkung 
der Familien zu einem führenden Thema, ja zum 
Hauptthema in Nordrhein-Westfalen wird.  

Dazu bedarf es grundlegender politischer Entschei-
dungen. Dabei muss der Weg so beschritten werden, 
dass wir uns im Sinne von Qualitätsmanagement 
ständig verbessern – Schritt für Schritt mit einer rol-
lenden Prüfung und mit Evaluation.  

Trotz aller Unterschiede in der politischen und fachli-
chen Sichtweise war es unser gemeinsamer Nenner, 
mehr Gutes für Familien in Nordrhein-Westfalen zu 
erreichen. Wir sollten in dem Bewusstsein weiterar-
beiten, Rückstände aufzuholen und in Nordrhein-
Westfalen gegebenenfalls auch einmal mutig voran-
zugehen – geleitet von dem Maßstab: Was nutzt der 
Familie?  

Das Ziel der CDU – unser Ziel – besteht darin, einmal 
sagen zu können, dass Nordrhein-Westfalen zu den 
familienfreundlichsten Bundesländern zählt – und 
zwar nicht nur als PR-Gag, sondern nachprüfbar und 
transparent.  

(Beifall von der CDU) 

Die CDU hat die Enquetekommission von Anfang an 
als Auftrag verstanden, insbesondere in der NRW-
Landes- und Kommunalpolitik Chancen zu schaffen, 
Familien zu stärken.  

Ich frage Sie: Weshalb benötigen wir eine Enquete-
kommission für Nordrhein-Westfalen, wenn wir bei 
den Handlungsempfehlungen immer wieder Rich-
tung Berlin blicken? Das ist nicht konsequent. Die 
CDU hat deshalb von der Bewertung bundespoliti-
scher Forderungen abgesehen. Ein Zusammenhang 
von bundes- und landespolitischen Vorschlägen ist 
zwar denkbar, würde aber die Bedeutung einer ei-
genständigen Landesfamilienpolitik Nordrhein-West-
falens infrage stellen, geradezu unterlaufen.  
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Die CDU Nordrhein-Westfalens stellt sich dieser Ver-
antwortung für das Land. Wir betonen ausdrücklich: 
Unsere Familien in Nordrhein-Westfalen brauchen 
eine Landesfamilienpolitik, die passgenau auf die 
Bedürfnisse der Familien im jeweiligen Sozialraum 
zugeschnitten ist. Diese können je nach Region sehr 
unterschiedlich sein: Stadt, Land, Ballungszentren 
usw. Umso wichtiger ist es, die kommunale Ebene in 
ihren Handlungs- und Umsetzungsmöglichkeiten 
wieder zu stärken.  

Meine lieben Zuhörerinnen und Zuhörer, im Zusam-
menhang mit der bekannten Shell-Studie ist die Be-
deutung der Familie für junge Menschen wiederholt 
dargestellt worden. Sie wünschen sich Kinder und 
Familie. Politisch schaffen wir es nicht, diesen 
Wunsch durchzusteuern und so zu unterstützen, 
dass eine frühe Familiengründung möglich ist, zum 
Beispiel in Studium oder Ausbildung. So etwas funk-
tioniert unter anderem durch weniger befristete Ar-
beitsverträge und damit mehr Sicherheit bei der Fa-
miliengründung.  

Diesen laut Shell-Studie deutlich ausgesprochenen 
Wunsch junger Menschen müssen wir als politischen 
Auftrag verstehen. So kann Politik durchaus Einfluss 
auf das Lebensglück nehmen.  

Familien stecken in einem zeitlichen Sandwich. Zeit 
ist ohne Zweifel die Leitwährung moderner und zeit-
gemäßer Familienpolitik. Junge Familien fühlen sich 
berechtigterweise häufig unter Druck – das ist die 
Rushhour des Lebens. Für die CDU ist und bleibt die 
Wahlfreiheit der Eltern ein tragendes Ziel ihrer Fami-
lienpolitik.  

(Vereinzelt Beifall von der CDU) 

Dabei gilt insbesondere, dass die Eltern Familie und 
Arbeit miteinander vereinbaren können müssen. Hier 
erleben wir derzeit einen Paradigmenwechsel. Junge 
NRW-Bürgerinnen und -Bürger wollen arbeiten, um 
zu leben, und nicht so sehr leben, um zu arbeiten. 
Man nennt das auch Work-Life-Balance.  

In dieser Legislaturperiode haben die Verantwortli-
chen zu häufig so getan, als bestünde gute Familien-
politik nur im angemessenen Ausbau von Betreu-
ungsplätzen. Da besteht ohne Zweifel ein Defizit in 
Nordrhein-Westfalen. Gute Familienpolitik ist aber 
noch viel mehr. Wir sollten Familie auf einer Leben-
sachse betrachten – von der Wiege bis zum Lebens-
ende. Ausgerichtet an dieser Lebensachse sollten 
und könnten, wo es erforderlich und notwendig ist, 
Unterstützungssysteme herangezogen werden. Das 
Prinzip „Hilfe zur Selbsthilfe“, wobei die Selbstverant-
wortung der Familien zu stärken ist, muss Maßstab 
unseres Handelns sein.  

Gerade die Unterstützung bei der häuslichen Pflege 
wird immer mehr zur Schlüsselfrage guter Familien-
politik; ich nenne nur das Stichwort „demografischer 

Wandel“. Die Wahrheit ist aber auch, dass Familien-
politik nicht nur eine politische Aufgabe ist. Die So-
zial- und Tarifpartner müssen familienbewusste Ar-
beitszeitmodelle zum selbstverständlichen Verhand-
lungsgegenstand ihrer Tarifverhandlungen machen.  

(Beifall von Michael-Ezzo Solf [CDU]) 

Hier sehe ich noch Luft nach oben; da gibt es deutli-
che Entwicklungschancen. Familien zu stärken, 
muss deshalb eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe 
sein und den veränderten Anforderungsprofilen ge-
recht werden.  

Ein Beispiel: Junge Väter definieren heutzutage ihre 
Rolle immer weniger über das Ernährer-Modell; viel-
mehr wollen sie mehr Teilhabe und Verantwortung 
beim Aufwachsen ihrer Kinder übernehmen. Das 
muss ermöglicht werden. Ein gesellschaftliches 
Klima für Familien, wie es beispielsweise in Norwe-
gen gelebt wird, kann dafür durchaus ein Vorbild 
sein.  

Die CDU-Landtagsfraktion hat sich nach intensiver 
Diskussion entschieden, dem Parlament und der Öf-
fentlichkeit mit einem Sondervotum aufzuzeigen, wie 
sie sich ein Gesamtkonzept einer Landesfamilienpo-
litik in Nordrhein-Westfalen vorstellt.  

Wir sind überzeugt, dass wir das geforderte gemein-
same Bündnis der Familienpolitiker benötigen. Der 
Einsetzungsbeschluss fordert ein Gesamtkonzept 
der Politik für Familien in Nordrhein-Westfalen. Nur 
durch die strukturelle Neuausrichtung können wir 
eine nachhaltige Familienpolitik in Nordrhein-Westfa-
len ermöglichen.  

Die Kernfrage lautet: Wie können wir verlässliche, 
langfristige Planungssicherheit und stabile Rahmen-
bedingungen für Familien schaffen? Was nutzt Fami-
lien wirklich? Wie unterstützen wir Familien in den 
heute so vielfältig gelebten Formen – von der klassi-
schen Familie über die Patchwork-Familie bis zur Fa-
milie mit einem Elternteil, ob Alleinerziehende, ob Ar-
mutssituation von Familien und Kindern, ob Armutsri-
siko für Alleinerziehende oder Kinderreiche? Drin-
gend erforderlich ist natürlich auch – und das will ich 
an dieser Stelle ausdrücklich betonen – die erforder-
liche Familienbildung und Familienberatung.  

Nach Ansicht der CDU ist es geradezu ein Skandal, 
dass diejenigen, die durch generative Beiträge die 
Zukunftsfähigkeit unseres Gemeinwesens sichern, 
erhöhten Armutsrisiken ausgesetzt sind. Das darf so 
nicht bleiben, das muss sich ändern!  

In unserem Sondervotum sprechen wir, die CDU, zu-
sammen mit den Experten Dr. Stefan Nacke und 
Herrn Prof. Klaus Peter Strohmeier Handlungsemp-
fehlungen an:  

Erstens. Wir wollen, dass Familienförderung gesetz-
lich in einem Landesfamilienfördergesetz verankert 
wird. Das gibt es bisher in Nordrhein-Westfalen nicht.  
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Zweitens. Wir wollen einen neuen Zuschnitt des Fa-
milienministeriums. Die Neuorganisation des Famili-
enministeriums muss sich integriert und systema-
tisch an der Lebenswirklichkeit von Familien orientie-
ren. Wenn 70 % der Pflege in der Familie stattfindet, 
dann gehört auch die Pflege dazu.  

Drittens. Um Familienpolitik langfristig und verläss-
lich zu planen, brauchen wir regelmäßige Landesfa-
milienberichte und einen Landesfamilienförderplan, 
der kurz-, mittel- und langfristige Ziele transparent 
und messbar darstellt.  

Viertens. Wir brauchen eine stärkere und kontinuier-
liche Vernetzung und einen Austausch der Familien-
politik mit der Wissenschaft. Wichtig ist, dass Wis-
senschaft und Praxis nicht einfach nur nebeneinan-
der stehen, sondern sich gegenseitig im Austausch 
befinden. Wir brauchen keine Einbahnstraße der In-
formationen, vielmehr heißt die Lösungsoption konti-
nuierliche wissenschaftliche Begleitung.  

Fünftens. Rahmenbedingungen für Familien finden 
vor Ort statt. Deshalb ist es zukünftig wichtig, dass 
wir auch eine kommunale Familienkonferenz vor Ort 
vorhalten. Wir stellen uns das ähnlich vor wie bei der 
Gesundheitskonferenz, dass die Kompetenzträger 
vor Ort vorhanden sind. Gerade die Gesundheits- 
und die Pflegekonferenz haben hier deutliche Ent-
wicklungschancen aufgezeigt. Der kommunale Fa-
milienkoordinator, der diese Familienkonferenz leitet, 
wird nach unserer Vorstellung direkt dem Rat und 
dem Bürgermeister berichten.  

Sechstens. Wir brauchen eine konsequente Quali-
tätsoffensive zur Kindertagesbetreuung. Darüber ha-
ben wir schon beim vorherigen Tagesordnungspunkt 
gesprochen; deswegen brauche ich nicht weiter da-
rauf einzugehen.  

Siebtens. Familienbildung und Familienberatung sind 
auszubauen. Das Erfolgsmodell „Familienzentrum“, 
das in der Laschet-Zeit konzipiert worden ist, muss 
weiter gefestigt werden.  

Achtens. Es bedarf der Wertschätzung und des En-
gagements für berufstätige und pflegende Mütter und 
Väter. Familienarbeitszeitmodelle und die Vorbild-
funktion insbesondere der öffentlichen Hand sind 
hier Schlüsselbegriffe.  

Neuntens. Familien mit besonderen Belastungen 
müssen sich auf die Gesellschaft deutlich verlassen 
können. Gerade die familiäre Pflege bedarf der inten-
sivsten Stärkung. In diesem Bereich müssen wir uns 
noch verbessern. Insbesondere Familien mit behin-
derten Kindern brauchen gesellschaftliche Solidari-
tät, und sie müssen das konkret spüren.  

Zehntens. Familien mit Zuwanderungsgeschichte – 
da hat Nordrhein-Westfalen eine große Tradition – 
benötigen Bildung, Gesundheit und Zugang zum Ar-
beitsmarkt. Das ist die große Chance einer gelingen-
den Integration. Gesellschaftliches Engagement und 

soziale Netzwerke müssen deshalb unterstützt wer-
den.  

Elftens. Wir benötigen eine Stiftung „Starke Fami-
lien“; dabei stellen wir uns das Prinzip der Zustiftung 
vor.  

Zwölftens. Lassen Sie mich das sagen: Familienpoli-
tik ist kein „Gedöns“. – Sie wissen ja, wer das gesagt 
hat. Familie muss vor die Klammer gezogen werden. 
Eine Landesfamilienkonferenz und ein Wettbewerb 
um familiengerechte Kommunen können zum erfor-
derlichen Paradigmenwechsel beitragen.  

Ich komme zum Schluss. Was kommt, wenn Familie 
geht? – Der Staat ist dramatisch überfordert, wenn er 
glaubt, die grundlegende Solidarität, die von der Fa-
milie ausgeht, ersetzen zu können. Der Staat braucht 
die Familien wegen ihrer sozialen Bindekraft. Des-
halb ist der Schutz von Ehe und Familie in der Ver-
fassung mehr als begründet. Das ist die zeitgemäße 
Betrachtung!  

Wir treffen damit ausdrücklich den Willen der Bevöl-
kerung. Familie wird den Deutschen immer wichtiger. 
1998 waren 68 % der Bevölkerung der Überzeu-
gung, dass ihnen die Familie ein Gefühl von Sicher-
heit gibt. Heute sind es bereits 79 %, die die Familie 
ins Zentrum stellen. Weit über drei Viertel der Befrag-
ten sagen, dass Ihnen Familie das Wichtigste über-
haupt ist. Wenn das kein Auftrag für die Politik ist, 
dann weiß ich es auch nicht!  

Resümee: Die Enquetekommission zur „Zukunft der 
Familienpolitik in Nordrhein-Westfalen“ hat sehr gut 
gearbeitet. Das sage ich trotz unterschiedlichster 
Sichtweisen im Einzelfall und im Respekt vor dem 
Andersdenkenden in den auf demokratischem Fun-
dament arbeitenden Parteien im Landtag Nordrhein-
Westfalen. Auch wenn die CDU-Fraktion nicht allen 
Empfehlungen zustimmen kann, werden wir der Ge-
samtpräsentation zustimmen, weil sie die ganze Dis-
kussionsbreite aufzeigt.  

Ein wichtiger Hinweis am Rande: Die Katholische 
Kirche in Nordrhein-Westfalen mit ihren fünf Bistü-
mern hat am 17. Januar dieses Jahres ein bemer-
kenswertes Papier zur Familienpolitik in Nordrhein-
Westfalen herausgegeben – modern und zeitgemäß. 
Man kann den vielen Experten nur dankbar sein und 
ihnen zu dieser Arbeit gratulieren. Das ist ein starker 
Aufschlag.  

Darin wird eine stärkere Priorisierung der Landespo-
litik zugunsten der Familienpolitik gefordert. Ich 
denke, das ist ganz im Sinne der Enquetekommis-
sion. Des Weiteren wird in dem Papier gefordert – ich 
zitiere –, „eine Prüfung aller Gesetzesvorhaben auf 
ihre generationenübergreifende Familienverträglich-
keit zu installieren“, damit die Vokabel „Querschnitts-
aufgabe“ künftig weniger zur Ausweichlegitimation 
dient, sondern operativ wirksam wird.  
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Die Tagespolitik hat jetzt ein großes Aufgabenheft 
vor sich, das es ab sofort zu bearbeiten gilt. Es bleibt 
noch viel zu tun im Land Nordrhein-Westfalen bis wir 
Familienland Nummer eins sind. Machen wir uns 
also auf den Weg! – Ich danke Ihnen.  

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Genau auf den 
Punkt, Herr Kollege Kern. Die Redezeit war gerade 
vorbei. Vielen Dank. – Nun hat für die Grünen Frau 
Kollegin Velte das Wort.  

Jutta Velte (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr verehrte Da-
men und Herren! Ich möchte einen Dank an alle Mit-
glieder der Kommission voranstellen. Wir haben ge-
stritten. Wir haben gelernt, dass – zu meiner großen 
Überraschung – Familie ein extrem emotionales 
Thema ist. Wir haben lange gebraucht, bis wir uns so 
weit zusammengerauft hatten, dass wir unsere Sicht-
weisen ein Stück weit einander angleichen konnten. 

Heldin dieses ganzen Prozesses – diese Bemerkung 
sei mir gestattet – ist Frau Ingrid Hack als Vorsit-
zende, die es immer wieder geschafft hat, auch zer-
strittene Positionen zusammenzuführen. Ich finde, 
da hat sie eine Menge Verdienst erworben. 

(Beifall von den GRÜNEN, der SPD, der CDU 
und der FDP) 

Fast 40 % der in Nordrhein-Westfalen lebenden Fa-
milien haben einen sogenannten Migrationshinter-
grund. Die Wurzeln ihrer Großeltern liegen nicht in 
Deutschland. Sie machen einen wesentlichen Teil 
Nordrhein-Westfalens aus. Deswegen ist es mir ein 
großes Anliegen, darauf hinzuweisen, dass wir die-
ses Thema in der Kommission immer mit diskutiert 
haben. Wir haben im Zusammenhang mit den vielen 
Familien mit Migrationsgeschichte immer wieder 
überlegt: In welcher Situation sind sie betroffen? Wie 
gehen sie mit der Situation um? – Wir haben eigene 
Handlungsempfehlungen entworfen, die sich speziell 
um die Belange der Familien mit Wurzeln in anderen 
Ländern kümmern. 

Eine ganz wichtige Fragestellung – das hat hier noch 
niemand erwähnt – ist die Anerkenntnis der Mehr-
sprachigkeit der Familien, der Kinder, und die Aner-
kenntnis der Diversität dieser jeweiligen Communi-
tys. Dazu haben wir Handlungsempfehlungen verab-
redet. 

Unser übereinstimmendes Ziel ist es, dass alle 
Kräfte, die sich um diese Kinder kümmern, armuts-
sensibel und kultursensibel ausgebildet werden müs-
sen. Das ist in einem Land wie Nordrhein-Westfalen 
sehr wichtig. Da schon viele Menschen in diesem Be-
reich tätig sind, können wir in Nordrhein-Westfalen 
sehr stolz auf die Erzieherinnen und auf die Lehrer 

und Lehrerinnen sein, die diese Kunst bereits beherr-
schen. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Häufig war auch die Rede von Gebührenfreiheit, vom 
Familienfördergesetz usw. Wir haben sehr viel da-
rum gestritten, wie es gelingen kann, dass wir zuei-
nanderkommen und uns um diejenigen Menschen in 
unserem Land kümmern, die unter dem Stichwort 
„einkommensarm“ in unseren Städten leben. Das ist 
mir ein großes Anliegen. 

Es hat mich sehr schockiert, dass es von Teilen 
der Kommission hieß – Frau Hack hat es bereits 
erwähnt –: Das Thema „Einkommensarmut“ inte-
ressiert uns eigentlich nicht. – Als Kommission ha-
ben wir dann gemeinsam entschieden, dass die Ein-
kommensarmut mit Blick auf Familie ein wichtiges 
Thema ist. Wir haben sehr lange den von KeKiz vor-
getragenen Ergebnissen gelauscht; wir haben auch 
den Ergebnissen von Herrn Prof. Dr. Strohmeier ge-
lauscht, der sehr deutlich gemacht hat, welche Fol-
gen die Einkommensarmut von Familien auf die Kin-
der und auf das gesellschaftliche Gedeihen hat.  

Gemeinsam haben wir uns darauf verständigt, dass 
wir die Quartiere, die Stadtteile, die Straßenzüge, in 
denen diese Menschen leben, noch einmal neu in 
den Blick nehmen und uns überlegen: Mit welchen 
Instrumenten gelingt es uns, dort die höchste Quali-
tät hineinzubringen? Wie können wir unsere Stadt-
teile so aufwerten, dass sich Familien dort auch wert-
geschätzt fühlen? Wie viel Grün können wir in diese 
Stadtteile hineinbringen? Wie viel Bildung können wir 
in diese Stadtteile hineinbringen? Wie kann es gelin-
gen, dass die Eltern und die Familien dort besser und 
stärker an Gesellschaft teilhaben können? Das war 
eine ganz wesentliche Frage, die wir viele Stunden 
diskutiert haben; denn in einer Gesellschaft wie der 
unseren gelten diese Eltern zum Teil als abgehängt.  

Die Investitionen, die wir als Land in unseren Kom-
munen tätigen wollen, und für die wir entsprechende 
Forderungen an den Bund stellen, müssen auch ge-
rade diese Menschen in den Blick nehmen. Das er-
fordert eine gewisse Wertschätzung der Familien. 
Wer Familien, denen es nicht so gut geht, nicht wert-
schätzt, schätzt Familie insgesamt nicht wert. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD und der CDU) 

Ich komme zum Schluss und bleibe beim Thema. Wir 
alle haben betont, wie wichtig uns Familie ist. Umso 
dramatischer ist es, wenn die Frage des Familien-
nachzugs bei geflüchteten Menschen kritisch disku-
tiert wird. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit, und 
vielen Dank an die Kommission. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – Ver-
einzelt Beifall von der CDU) 
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Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Frau Velte. – Für die FDP-Fraktion spricht Herr Kol-
lege Dr. Kerbein. 

Dr. Björn Kerbein (FDP): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Sehr geehrte Damen und Herren! Mehr als 
zwei Jahre ist es her, dass wir gemeinsam die Ein-
setzung der Enquetekommission zur „Zukunft der 
Familienpolitik in Nordrhein-Westfalen“ beschlossen 
haben. Heute ist das Parlament zusammengekom-
men, um die Ergebnisse und die Empfehlungen der 
Enquetekommission zu beraten. 

Im Rahmen dieser Kommission konnten wir zentrale 
Anliegen für Familien gemeinsam mit Vertretern aus 
den Verbänden, mit zahlreichen Experten und Prak-
tikern erörtern und erfreulicherweise in den Fokus 
der Landespolitik rücken. Sie spiegeln sich im Ge-
samtbericht der Enquetekommission und in den 169 
Handlungsempfehlungen wider. Dabei enthält jeder 
Bereich eine Vielzahl von Vorschlägen und Vorha-
ben, von denen wir Freie Demokraten etliche unter-
stützen.  

(Beifall von der FDP) 

Wir konnten nicht allen Vorschlägen zustimmen. Wo 
es uns notwendig erschien, haben wir dann eigene 
Vorschläge entwickelt.  

Besonders im Fokus der Enquetekommission stehen 
die Herausforderungen der unterschiedlichen Fami-
lienformen und die Stärkung von Bildung und Betreu-
ung der Kinder sowie die Familienzeit.  

Familien bedeutet für die Freien Demokraten auch, 
aber nicht nur, die Lebensgemeinschaft von Ehepaa-
ren mit ihren leiblichen Kindern. Familie ist heute je-
doch mehr: Alleinerziehende, Patchworkfamilien und 
gleichgeschlechtliche Paare leben mit Kindern als 
Familie zusammen.  

Weitere Kernanliegen gerade der FDP-Fraktion sind 
der Abbau bürokratischer Hürden, die Stärkung fami-
liärer Freiheit und der Infrastrukturausbau. 

(Beifall von der FDP) 

Diese Themen wollen wir Freie Demokraten auch in 
2017 weiter voranbringen. 

Von den familienpolitischen Themen, die die Kom-
mission behandelt hat, möchte ich besonders auf das 
Thema der wirksamen Familienpolitik eingehen. Die 
Faktoren Effektivität und Effizienz zeigen ein hohes 
Potenzial für die Familienpolitik in NRW. Nicht nur die 
Haushaltskonsolidierung steht dabei im Vorder-
grund, sondern besonders die Frage, wie die öffent-
lichen Gelder wirtschaftlich eingesetzt werden, damit 
die Ziele auch erreicht werden. 

Hierzu hat die Kommission eine Reihe von Hand-
lungsempfehlungen einstimmig beschlossen. Diese 

zeigen auf, wo Politik ansetzen muss, damit die Wirk-
samkeit von Maßnahmen für Familien verbessert 
wird. Drei zentrale Schwerpunkte möchte ich nen-
nen. 

Erstens. Die Enquetekommission erachtet es als not-
wendig, dass das Land präzisere familienpolitische 
Ziele benennt. Auf dieser Basis lässt sich überprüfen, 
ob und inwiefern familienpolitische Leistungen wirk-
sam sind. 

Zweitens. Das Land soll darüber hinaus gemeinsam 
mit den Kommunen auch die Datenlage verbessern. 
So schätzen Experten, dass ein Großteil von kom-
munalen Daten für Fragestellungen der Familienpo-
litik nicht geeignet ist. Die Kommission empfiehlt da-
her, bereits bestehende Daten besser für wirtschaft-
liche Untersuchungen nutzbar zu machen. 

Drittens. Die Aufarbeitung der wissenschaftlichen Er-
kenntnisse zu den Themen lässt für die Enquetekom-
mission nur einen Schluss zu. Das Land soll, ja muss 
eine Machbarkeitsstudie durchführen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wer Leistungen der 
Familienpolitik in Anspruch nimmt, muss sich auch 
sicher sein, dass sie wirklich hilfreich sind. Dabei wol-
len wir die Eltern und deren Kinder unterstützen. Wir 
wollen der Familienpolitik in NRW zu ihrer Wirksam-
keit verhelfen. 

Wir sind der festen Überzeugung: Wenn so vorge-
gangen wird, dann klappt es auch mit der Präventi-
onsrendite. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Wir Freie Demokraten sind außerdem davon über-
zeugt, dass glückliche Familien der beste Nährboden 
für das Heranwachsen von Kindern und Jugendli-
chen zu mündigen und selbstständigen Personen 
sind. 

(Beifall von der FDP) 

Die Hervorhebung der Eigenverantwortung von Fa-
milien und Familienmitgliedern bei der Gestaltung 
des Alltags war ein wesentliches Ziel unserer Anhö-
rung „Glück und Zufriedenheit von Familien“. Viele 
Sachverständige betonen, dass Glück in Familien ei-
nen sehr hohen Stellenwert hat. 

Familien und deren Mitglieder zeigen sich erfreuli-
cherweise größtenteils sehr zufrieden mit ihrem Le-
bensalltag. Die eigenverantwortlich und gemeinsam 
gestaltete Zeit hat für viele Familien einen sehr viel 
höheren Anteil an Zufriedenheit und Wohlbefinden 
als die finanzielle Ausstattung. 

(Beifall von der FDP und Walter Kern [CDU]) 

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Zuhörerinnen 
und liebe Zuhörer, die Politik kann das Familienglück 
nicht diktieren, Familien aber bei der eigenen Entfal-
tung unterstützen. Daher hat die FDP sich schwerge-
tan, von einer strukturellen Rücksichtslosigkeit der 
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Politik und der Gesellschaft gegenüber Familien zu 
sprechen. Wir sprechen uns nicht nur gegen die ein-
seitige Hervorhebung dieser wissenschaftlichen 
Theorie aus, sondern uns bewegt auch als einzige 
Fraktion – das haben wir in einem Sondervotum 
deutlich gemacht – besonders die kritiklose Über-
nahme des Begriffs. 

Der Entscheidung, eine Familie zu gründen, werden 
damit von vornherein vielfältige Benachteiligungen 
zugeschrieben. Parallel dazu verlieren die Chancen, 
die Familie, unsere Kinder, als positive Kraft zu be-
trachten, ihre Bedeutung. Am Ende steht dann nicht 
selten die Erwartung, die Politik müsse alle diese Be-
nachteiligungen ausgleichen. 

Diesem Ansatz steht die FDP mehr als kritisch ge-
genüber. Wir empfehlen, unseren Familien mehr ei-
gene Lösungskompetenz zuzutrauen. 

Meine Damen und Herren, ich komme zum Schluss. 
Einige Hürden und auch eine hohe Mauer 

(Heiterkeit von Walter Kern [CDU]) 

– Walter Kern lacht, und Jutta Velte weiß, was ich 
meine; ich beschwöre den Geist von Kevelaer – ha-
ben wir in den zwei Jahren überwunden. 

(Zurufe) 

– Da waren noch mehrere dabei. – Die Arbeit in der 
Enquete war eine Herausforderung. Mancher Kom-
promiss musste gefunden werden. Aber wir haben 
häufig voneinander gelernt. Frau Hack hat es gerade 
angesprochen. Jeder hat eigene subjektive Erfahrun-
gen eingebracht. Ich denke, trotz aller unterschiedli-
chen politischen Couleur haben wir ein gutes ge-
meinsames Ergebnis erreicht, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall von der FDP) 

Die FDP wünscht sich, dass die Vorschläge als Weg-
weiser für künftige Beratungen im Parlament dienen. 

Auch ich danke unserer Vorsitzenden, Frau Ingrid 
Hack, meinen Kolleginnen und Kollegen in der Frak-
tion und unseren Sachverständigen. Gerade bei den 
Sachverständigen habe ich in den letzten zwei Jah-
ren sehr, sehr oft ihre Geduld und Contenance be-
wundert. Ich danke unseren Referentinnen und Re-
ferenten und vor allem natürlich auch der Verwal-
tung. – Vielen Dank, meine Damen und Herren. 

(Allgemeiner Beifall) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Dr. Kerbein. – Nun spricht für die Piratenfraktion Herr 
Düngel. 

Daniel Düngel (PIRATEN): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Es ist nicht immer 

dankbar, am Ende der Redeliste zu stehen, weil vie-
les dann schon gesagt ist. Gleichwohl werde ich auf 
das eine oder andere, was Sie vielleicht schon gehört 
haben, noch einmal hinweisen. Sehr wohl werde ich 
mir natürlich auch den Dank nicht verkneifen. Denn 
ich glaube, dass das auch ein wesentlicher Punkt 
beim Abschluss dieser Arbeit in der Enquetekommis-
sion ist. 

Daher schließe ich da an, wo Björn Kerbein gerade 
aufgehört hat. Ich möchte mich selbstverständlich bei 
der Vorsitzenden, bei Ingrid Hack, bedanken, bei 
Frau Dr. Bunse, der stellvertretenden Vorsitzenden, 
natürlich bei den Sprecherinnen und Sprechern der 
einzelnen Fraktionen und ganz besonders bei den 
Damen und Herren Sachverständigen. 

Ich glaube, dass das für uns alle oder zumindest für 
diejenigen, die bislang nicht in einer Enquetekom-
mission mitarbeiten durften, noch einmal eine ganz 
besondere Nuance ist, weil dort eben manche partei-
politische Ideologie plötzlich einer Sachpolitik weicht. 
Das fand ich persönlich sehr erfrischend in der Dis-
kussion. Dafür noch einmal ganz herzlichen Dank. 

(Beifall von allen Fraktionen) 

Darüber hinaus danke ich natürlich den vielen gela-
denen Expertinnen und Experten, die wir gehört ha-
ben, dem Kommissionssekretariat sowie den Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern in den Fraktionen.  

Für meinen Teil möchte ich ganz besonders meinem 
Team danken – ein bisschen vorweg meinem Sach-
verständigen, Holger Ziegler, der heute leider nicht 
hier sein kann, sowie Svenja und Andrea für die Ar-
beit und für den Stress in den vergangenen zwei Jah-
ren.  

Die Arbeit in der Enquetekommission hat Spaß ge-
macht – oft zumindest, nicht immer. Manchmal war 
es durchaus sehr anstrengend. Wir haben versucht, 
Kompromisse zu finden. Wir haben Konsenslösun-
gen angestrebt, nicht immer gefunden. Aber ich 
glaube, das ist unproblematisch. 

Ich habe festgestellt, dass im Rahmen der Arbeit der 
Enquetekommission wirklich recht unvoreingenom-
men mit den Vorschlägen der einzelnen Fraktionen 
umgegangen wurde. Das fand ich für unsere Landes-
politik erfrischend. Im Tagesgeschäft ist das ja nicht 
immer an der Tagesordnung. 

Gleichwohl muss ich auch ein bisschen Kritik üben. 
Ich finde es ein bisschen schade, dass wir uns für die 
heutige Debatte nicht darauf verständigen konnten, 
ein gleiches Redezeitenkontingent für die Fraktionen 
herzustellen. Das hätte ich schöner gefunden. 

Ich hätte es auch schön gefunden – ich sehe aber, 
dass wir am Ende auch zeitliche Probleme hatten; 
vielleicht kann man das aber aufgreifen; denn der Be-
richt ist nicht weg, sodass man da noch nacharbeiten 
kann –, den Bericht in Leichte Sprache umzusetzen. 
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Darüber hatten wir uns zu Beginn der Arbeit der En-
quetekommission unterhalten. Vielleicht wäre das 
gerade auch familienpolitisch ein spannendes Pro-
jekt, das man angehen könnte. Wir werden das als 
Fraktion ein bisschen begleiten und einige Punkte in 
einem kleinen, leicht dargestellten Video präsentie-
ren. 

Ein kleiner Kritikpunkt in Richtung CDU-Fraktion: Ich 
fand es ein bisschen schade, dass Sie sich an den 
Handlungsempfehlungen Richtung Bundespolitik 
nicht mehr so beteiligt haben. Walter Kern hat es dar-
gestellt. Ich kann die Begründung nachvollziehen. 
Gleichwohl glaube ich, dass Familienpolitik weder an 
kommunalen Grenzen noch an Landesgrenzen auf-
hört. Somit ist auch dieser Punkt für uns sehr wichtig. 

Ein paar Punkte aus den Handlungsempfehlungen 
möchte ich aufgreifen. Für uns war von Beginn an 
sehr wichtig, die rechtlichen Rahmenbedingungen zu 
besprechen. Das betrifft natürlich auch die Bundes-
ebene. Ich bin sehr froh, dass wir Handlungsempfeh-
lungen gefunden haben, die von einem sehr offenen 
Familienbegriff ausgehen. Das ist auch die Realität, 
die wir draußen in den Familien treffen, egal in wel-
cher Konstellation Familien arbeiten. Ich glaube, 
dass das, was wir hier vereinbart haben, sehr pro-
gressiv ist. 

Zur Familienzeit: Wir haben viel über Zeitpolitik ge-
nerell gesprochen. Das war auch ein Kernpunkt des 
Einsetzungsbeschlusses. Mir und uns ist wichtig, hier 
den Akzent zu setzen, dass nicht nur der Aspekt Fa-
milie und Beruf wichtig ist. Vielmehr ist für uns – ich 
hatte das gestern auch in dem Pressegespräch er-
wähnt – zum Beispiel auch die Handlungsaufforde-
rung nach einem freien Nachmittag für die Schülerin-
nen und Schüler in diesem Land sehr wichtig, weil 
das tatsächlich viel Familienzeit schaffen kann. 

Wir Piraten wären vielleicht noch ein Stück weiter ge-
gangen und hätten uns gewünscht, über Jokertage 
an Schulen – quasi frei verfügbare Zeit und Ta-
geskontingente für Familien – weiter nachzudenken. 
Wir haben es zumindest als Sondervotum mit aufge-
nommen. Auch das sehen wir als weiteren Diskussi-
onsanstoß. 

Wir haben uns viel über Infrastruktur unterhalten. Für 
uns Piraten war wichtig, eine grundsichernde Infra-
struktur möglichst flächendeckend in ganz verschie-
denen Bereichen anbieten zu können. Ich bin sehr 
froh darüber, dass wir die eine oder andere Forde-
rung mehrheitlich bzw. sogar konsensual mit in den 
Abschlussbericht einbringen konnten – zum Beispiel, 
dass Familien freien Eintritt zu kulturellen Einrichtun-
gen dieses Landes haben sollen. Das ist ebenfalls 
ein wichtiger Punkt für gelingende Teilhabe von Fa-
milien. 

Zentral ist für uns die finanzielle Frage. Wir haben 
sehr viel über finanziellen Lastenausgleich gespro-

chen. Wir haben auch dazu eine Anhörung durchge-
führt. Wir haben von Anfang an die Priorität darauf 
gesetzt, dass das Thema „Kindergrundsicherung“ im 
Abschlussbericht enthalten ist. Ich bin sehr dankbar 
dafür, dass wir das zumindest mehrheitlich empfoh-
len haben. Wir sind uns vielleicht nicht über das Mo-
dell einig, wie die Kindergrundsicherung am Ende 
aussehen kann. Das ist aber erst der zweite oder 
dritte Schritt in dem Diskussionsprozess. 

Allerdings erkenne ich, dass ein solches Modell einer 
Kindergrundsicherung eine Mehrheit haben kann. 
Ich glaube tatsächlich, dass wir an diesem Punkt an-
knüpfen sollten und den Ball in Richtung Bund mög-
lichst zeitig schieben können. Die Zeit für eine Kin-
dergrundsicherung ist reif. Kinderarmut ist ein großes 
Problem in diesem Land – nicht nur in Nordrhein-
Westfalen, sondern in Deutschland generell. Darauf 
sollten wir tatsächlich einen Fokus legen. 

Erlauben Sie mir noch einen kleinen Hinweis auf un-
sere Sondervoten. Wir haben einige kleinere Sonder-
voten und ein etwas längeres Sondervotum verfasst. 
Wir haben sehr viele Handlungsempfehlungen mit-
getragen, weil wir sagen, dass sie in eine richtige 
Richtung gehen. An der einen oder anderen Stelle 
wollten wir jedoch noch einen Akzent mitgeben, weil 
wir sagen, dass sie ein Stückchen weiter gehen 
könnten oder dass es vielleicht noch einen Aspekt 
gibt, den man dabei beachten sollte. Vor diesem Hin-
tergrund sind unsere Sondervoten zu verstehen. 

Ein wichtiger Punkt war uns natürlich auch noch das 
bedingungslose Grundeinkommen. Wir haben in den 
Anhörungen darüber gesprochen, wenn auch nicht 
wahnsinnig umfangreich. Wenn es nach mir ginge, 
hätten wir das sicherlich noch weiter tun können. 
Nichtsdestotrotz glaube ich, dass dieser Diskussi-
onsprozess wichtig ist und dass es sich dabei auch 
um einen familienpolitischer Diskussionsprozess 
handelt, weil jeder davon profitiert. Gerade wenn es 
um den Ausgleich für Care-Tätigkeiten und ähnliche 
Punkte geht, hilft ein bedingungsloses Grundeinkom-
men.  

Herr Präsident, ich sehe, dass meine Redezeit be-
reits aufgebraucht ist. Ich komme auch zum Schluss. 

Eine Kindergrundsicherung als Vorstufe hin zu einem 
bedingungslosen Grundeinkommen ist für mich und 
für uns Piraten eine smarte Lösung für eine gerechte 
Zukunft. Ich hoffe, dass wir diesen Diskussionspro-
zess hier gemeinsam weiter voranbringen und ihn 
auch in den Bund tragen können. Da bin ich eigent-
lich ganz zuversichtlich. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Düngel. – Nun macht sich Frau Ministerin Kamp-
mann schon auf den Weg ans Redepult. Sie haben 
das Wort. Bitte schön.  
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Christina Kampmann, Ministerin für Familie, Kin-
der, Jugend, Kultur und Sport: Vielen Dank, Herr Prä-
sident! Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kolle-
gen! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Alle 
sagen Danke – ich auch. Zunächst danke ich allen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, den Abgeordne-
ten aller Fraktionen, die sich daran beteiligt haben, 
sowie den Expertinnen und Experten. 

Ich sage das nicht einfach so; denn ich finde, dass 
die Ergebnisse des Abschlussberichts dieser En-
quetekommission sich wirklich sehen lassen können. 
Ich finde, dass dies keine Selbstverständlichkeit ist. 
Genauso wenig ist es eine Selbstverständlichkeit, 
dass – obwohl wir die rechtspopulistische Partei, von 
der Wolfgang Jörg eben gesprochen hat, noch nicht 
im Parlament haben – wir uns wirklich fraktionsüber-
greifend auf ganz konkrete Ergebnisse geeinigt ha-
ben. Das ist bei allen Differenzen, von denen gerade 
schon die Rede war, nicht selbstverständlich. Des-
halb von mir und von der Landesregierung einen 
ganz herzlichen Dank für diesen Bericht, der eine 
gute Grundlage für unsere weitere Arbeit darstellen 
wird! 

Ich freue mich auch darüber, dass sich viele Ergeb-
nisse dieses Berichts mit dem decken, was wir von-
seiten der Landesregierung schon angegangen sind. 
Ingrid Hack hat gerade den Familienbericht ange-
sprochen. Es war der erste, den wir seit 25 Jahren 
auf den Weg gebracht und erstellt haben. Ganz viel 
von dem, was in dem Abschlussbericht steht, findet 
sich auch in dem Familienbericht wieder. Uns allen 
geht es doch darum, zu schauen, wo bei Familien am 
meisten der Schuh drückt, was gerade die größten 
Problemlagen sind und wie wir darauf reagieren kön-
nen. 

Sowohl der Abschlussbericht als auch der Familien-
bericht haben gezeigt, dass beim Thema „Zeit“ und 
gerade beim Thema „Arbeitszeit“ den Familien ganz 
konkret der Schuh drückt und dass wir dahin gehend 
ganz konkrete politische Handlungsmaßnahmen vor-
sehen müssen. 

Deshalb haben wir uns als Landesregierung schon 
im letzten Jahr auf den Weg gemacht, um genau an 
diesen Themen zu arbeiten. Wir haben im Januar 
2016 gemeinsam mit den Gewerkschaften, den Wirt-
schaftsverbänden, den Elternverbänden und den Kir-
chen zu einem großen Familiengipfel eingeladen. 
Dort haben wir uns auf ganz konkrete familienpoliti-
sche Maßnahmen geeinigt. 

In Bezug auf einen Punkt haben Sie recht, Herr 
Kern – das sind natürlich auch unsere Hausaufga-
ben –: Der Ausbau der Kindertagesbetreuung hat 
in dieser Legislaturperiode in unserem Ausschuss 
eine wesentliche Rolle gespielt. Daran müssen wir 
auch weiterhin arbeiten, weil er für das Thema „Ver-
einbarkeit“ natürlich ganz entscheidend ist. 

Wir haben aber auch gesagt, dass wir die Unterneh-
men stärker in die Pflicht nehmen wollen, wenn es 
darum geht, familienfreundliche Arbeitszeitmodelle 
anzubieten. Auch hier hat der Abschlussbericht ganz 
konkret aufgezeigt, an welchen Punkten wir genau 
an diesem Thema arbeiten müssen. 

Noch stärker sollten wir in den Blick nehmen, wie uns 
die Digitalisierung, wenn wir über Vereinbarkeit re-
den, eigentlich die Chancen eröffnen kann, um ge-
nau das stärker zu einem Erfolg zu führen. Die The-
men „mobiles Arbeiten“ und „Homeoffice“ spielen in 
Ihrem Bericht eine entscheidende Rolle. Ich freue 
mich sehr darüber, dass Sie in dem Bericht eine Bitte 
an den Bund geäußert haben, das Recht auf Home-
office zu prüfen. Das kann eine gute Chance sein, 
um dort eine größere Dynamik hineinzubringen; 
denn wir stellen fest, dass eine große Diskrepanz 
zwischen dem Anteil der Beschäftigten, die schon im 
Homeoffice tätig sind, und dem Anteil derer, deren 
Arbeitsplätze sich eigentlich gut für das Homeoffice 
eignen, besteht. Deshalb ist es gut, diesem Thema 
eine neue Dynamik zu geben und es noch einmal an-
zustoßen. 

Ein weiteres Thema ist die väterfreundliche Familien-
politik. Auch hierzu gibt es in Ihrem Bericht Ausfüh-
rungen. Das ist ebenfalls ein wichtiges Zukunfts-
thema. Wir haben im Jahr 2016 die Väterkampagne 
angestoßen. Angesichts der Rückmeldungen, die 
von ganz vielen Vätern aus Nordrhein-Westfalen ka-
men, habe ich gemerkt, dass dies wirklich ein Thema 
ist, das Vätern auf den Nägeln brennt; denn viele Vä-
ter müssen mit beruflichen Nachteilen rechnen, wenn 
sie zum Beispiel ihr Recht auf Elternzeit einfordern. 
Deshalb sind wir gut beraten, Väter in diesem Recht 
weiter zu stärken, sie zu ermutigen und ihnen auch 
die entsprechende Unterstützung zukommen zu las-
sen. 

(Beifall von Walter Kern [CDU]) 

– Herr Kern ist meiner Meinung. Das ist ganz fantas-
tisch. 

Bei einem weiteren Ziel, auf das wir uns auf dem Gip-
fel geeinigt haben und das auch wichtig ist, weil dies-
bezüglich noch nicht besonders viel passiert ist, han-
delt es sich um das Thema „Führen in Teilzeit“. Die 
meisten in Teilzeit arbeitenden Menschen sind im 
Moment noch Frauen. Ich glaube, dass bei diesem 
Thema noch großes Potenzial besteht, dem wir uns 
stärker widmen sollten und bezüglich dessen wir in 
Zukunft noch stärker Maßnahmen anstoßen sollten, 
damit wir auch hier das gesamte Potenzial aus-
schöpfen können. 

Ein wichtiges Thema – das kam auch im Kinder- und 
Jugendbericht zum Tragen, den ich vor wenigen Ta-
gen vorgestellt habe; das spielt natürlich auch Ab-
schlussbericht der Enquetekommission eine wichtige 
Rolle – ist immer noch die Chancengerechtigkeit für 
Kinder und Jugendliche. Im Bericht wird noch einmal 
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das Programm „Ungleiches ungleich behandeln“ an-
gesprochen. Wir versuchen es immer wieder gegen 
alle Widerstände zu verteidigen und weisen darauf 
hin, dass wir zum Beispiel in Kitas, die sich in sozial-
räumlich schwieriger gelagerten Quartieren befin-
den, mehr investieren wollen und es stärker verfesti-
gen wollen. 

In diese Richtung wollen wir auch mit dem neuen Ki-
tagesetz gehen; denn wir wissen, dass diese Maß-
nahmen wirklich wirksam sind, weil sie Kinder zum 
Beispiel dabei unterstützen, Sprache besser zu ler-
nen – und Sprache ist immer noch der wichtigste 
Schlüssel für eine gelingende Bildungsbiographie. 
Das gilt nicht nur für Flüchtlingskinder, sondern auch 
für alle anderen Kinder. Deshalb war ich sehr froh 
darüber, auch diesen Grundsatz in Ihrem Abschluss-
bericht zu lesen. 

Wenn wir über Chancengerechtigkeit reden, kom-
men wir um ein Thema nicht herum, das auch wei-
terhin ein wichtiges Thema der Landesregierung sein 
wird. Dabei handelt es sich um das Thema „Kein 
Kind zurücklassen“. Wie Sie wissen, haben wir die-
ses Programm gerade mit 22 weiteren Kommunen 
aus ganz Nordrhein-Westfalen, die jetzt noch dazu-
gekommen sind, ausgeweitet; denn wir wissen: 
Wenn wir in Zukunft wirkliche Chancengerechtigkeit 
herstellen wollen, ist das ein wichtiges Präventions-
programm. 

Das ist auch ein Thema des Abschlussberichts. Es 
geht darum, dass wir noch weiter in dieses Pro-
gramm investieren. Wir möchten „Kein Kind zurück-
lassen“ in das ganze Land tragen. Ich freue mich dar-
über, dass sich 22 weitere Kommunen an diesem 
Programm beteiligen. 

Das Thema „Jugendpolitik“ steht vielleicht nicht im-
mer so prominent im Vordergrund, wie es das an vie-
len Stellen tun sollte. Im Abschlussbericht der En-
quetekommission kommt es aber, wie ich finde, in 
sehr angemessener Art und Weise vor. Gerade beim 
Thema „einmischende Jugendpolitik“ besteht meines 
Erachtens noch Luft nach oben. Ich glaube, dass wir 
da noch mehr erreichen können. Denn alles, was wir 
heute beschließen und worüber wir heute diskutie-
ren, wird früher oder später Jugendliche treffen; es 
wird ihre Lebenswirklichkeit und ihren Alltag darstel-
len.  

Deshalb glaube ich, dass es mehr strukturelle Mög-
lichkeiten gibt, Jugendliche noch stärker zu beteiligen 
und zum Beispiel an die, wie ich finde, sehr erfolgrei-
che Aktion des Landesjugendrings anzuknüpfen, 
nämlich mehr Freiräume für Jugendliche zu schaffen, 
damit sie mehr Autonomie für ihre eigene Zeit haben. 

Insgesamt kann man wirklich sagen, dass die En-
quetekommission sehr erfolgreich und sehr gelun-
gen konstruktiv zusammengearbeitet hat. Vielleicht 
lässt sich dieses gute Klima ja auf unseren Familien-
ausschuss übertragen. Das würde mich sehr freuen. 

Was mich besonders freut, ist, dass es die Enquete-
kommission wirklich geschafft hat, die Gesamtsitua-
tion von Familien in den Blick zu nehmen und damit 
einen fundierten, einen wirklich tiefgehenden Ab-
schlussbericht zu erstellen, der für uns alle eine gute 
Grundlage für die Familienpolitik der Zukunft dar-
stellt. Ich freue mich darauf, mit Ihnen gemeinsam 
daran weiterzuarbeiten. Wenn ich mir die Ergebnisse 
anschaue, dann habe ich überhaupt keine Zweifel 
daran, dass das auch gelingt. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD, den GRÜNEN und der 
CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Ministerin Kampmann. – Nun spricht für die SPD-
Fraktion Herr Dr. Maelzer. 

Dr. Dennis Maelzer (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Auch ich finde es 
eine gute Leistung der Enquetekommission, fast 170 
Handlungsempfehlungen weitestgehend im Kon-
sens zu beschließen. 

Allerdings hat mir die Arbeit in dieser Kommission 
auch gezeigt, wie unterschiedlich doch die Blickwin-
kel auf Familien bei den unterschiedlichen Parteien 
sind. Das hat auch die Diskussion ein Stück weit zum 
Ausdruck gebracht. 

Warum tut sich zum Beispiel die FDP mit einem 
Fachbegriff wie der „strukturellen Rücksichtslosig-
keit“ so schwer? Für mich gibt es darauf nur eine Ant-
wort, denn wenn man seine Richtigkeit anerkennt, ist 
man auch zum Handeln gezwungen. Aber genau 
diese Konsequenz will die FDP nicht. Denn in Ihrem 
Sondervotum führen Sie ja aus, das Letzte, was Sie 
wollten, seien Vorgaben für Arbeitgeber. Leider wa-
ren Ihnen da die Interessen der Wirtschaft wichtiger 
als die Interessen der Familien. 

Stattdessen sagen Sie, man solle den Familien 
selbst mehr Lösungskompetenz zutrauen. Was heißt 
das übersetzt? Da, wo wir Sozialdemokraten und 
auch die Mehrheit der Enquetekommission zu Fami-
lien sagen: „Wir wollen euch helfen“, sagt die FDP: 
„Ihr schafft das schon“. Ich bin froh, dass die Mehr-
heit da deutlich ambitioniertere Ziele verfolgt. 

Aber auch mit der CDU hatten wir unsere Reibungs-
punkte, wenn es um Begriffe ging. Ich kann mich da-
ran erinnern, dass die CDU immer wieder echte 
Wahlfreiheit einforderte, eine genaue Definition aber 
bis heute schuldig geblieben ist. Das wäre aber des-
halb so wichtig, weil gerade die Befürworter eines 
Betreuungsgeldes echte Wahlfreiheit immer wieder 
als Kampfbegriff gebraucht haben und wir nicht wol-
len, dass über Begrifflichkeiten Konzepte durch die 
Hintertür eingeführt werden, die von der Mehrheit der 
Familien abgelehnt werden. 
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Walter Kern, du hast eben ausgeführt, ihr wolltet 
keine Empfehlung Richtung Bundesebene ausspre-
chen. Nun war aber der ausdrückliche Auftrag dieser 
Enquetekommission, Fragwürdigkeiten beispiels-
weise bei der Besteuerung von Familien, bei der so-
zialen Sicherheit für Kinder, bei der Gleichberechti-
gung von Familien ohne Trauschein oder auch bei 
gleichgeschlechtlichen Paaren und bei Arbeitszeit-
modellen in den Blick zu nehmen. Das geht eben 
nicht ohne die Bundesebene. Ich glaube, der Grund 
war vielmehr, dass ihr wisst, dass ihr für eure Positi-
onen weder politische noch gesellschaftliche Mehr-
heiten habt, und es deswegen lieber ausgespart 
habt. 

Daran hat auch euer Sondervotum nicht viel geän-
dert. Denn etwa 50 % des Sondervotums haben wir 
in der Enquetekommission gemeinsam beschlossen. 
Darauf hat die CDU kein Copyright. Und was die an-
deren 50 % angeht, hätten wir uns gefreut, wenn ihr 
das in die Kommissionsarbeit eingebracht hättet. 
Dann hätten wir das miteinander diskutieren können. 
Aber da konnten wir natürlich nicht mitgehen, ohne 
selber die Möglichkeit zu haben, dazu Stellung zu be-
ziehen. 

Bei allem Kritischen, was ich an den Anfang gestellt 
habe, möchte ich aber auch sagen, was mich an die-
ser Kommission besonders gefreut hat. Das hat auch 
mit Definitionen zu tun. In unserem Kommissionsbe-
richt kommt ein Väterbild zum Ausdruck, das sich 
sehr stark an einer modernen und aktiven Vaterrolle 
im Familienleben und bei der Kindererziehung orien-
tiert. Mütter und Väter – das zeigt auch der Familien-
bericht des Landes NRW – wünschen sich eine 
gleichberechtigte Teilhabe am Erwerbsleben und an 
der Fürsorgearbeit. Um es klar zu sagen: Sie wün-
schen sich nicht nur eine partnerschaftliche Diskus-
sion darüber; Sie wollen mehrheitlich eine partner-
schaftliche Aufteilung. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD und den 
GRÜNEN) 

Es ist bereits angeklungen: Wenn wir das auch als 
Politik wollen, ist es wichtig, dass die Arbeitswelt fa-
miliengerechter und nicht die Familien arbeitsmarkt-
gerechter werden. Das wird aber nicht nur mit freund-
lichen Appellen an die Arbeitgeber gelingen. Freiwil-
lige Lösungen allein werden uns nicht entscheidend 
voranbringen. 

Für uns Sozialdemokraten steht deshalb fest, dass 
die Politik die richtigen Rahmenbedingungen setzen 
muss. Wir haben die Aufgabe, dafür zu sorgen, dass 
Mütter und Väter gleichermaßen die Chance haben, 
Zeit mit ihren Kindern zu verbringen. Eine flexible Fa-
milienarbeitszeit, wie sie im Kommissionsbericht an-
gelegt ist, würde eben nicht nur mehr Frauen die 
Chance auf Erwerbsbeteiligung und damit eigene 
Existenz- und Alterssicherung ermöglichen; nein, 
auch Väter hätten durch vollzeitnahe Teilzeitarbeit 

die Möglichkeit, mehr Zeit mit der Erziehung ihrer 
Kinder zu verbringen. Genau das ist es, was mo-
derne Väter sich wünschen. 

Meine Damen und Herren, wirkliche Wahlfreiheit gibt 
es aus Sicht der SPD erst dann, wenn Väter und Müt-
ter nicht mehr dazu gezwungen werden, sich zwi-
schen Beruf und Familie zu entscheiden. Da sind fa-
miliengerechte Arbeitszeitmodelle ähnlich wichtig 
wie eine gebührenfreie, ausreichende und qualitativ 
hochwertige Kitabetreuung. 

Eine aktive Vaterschaft beginnt übrigens bereits, be-
vor das Kind auf der Welt ist. Es muss selbstver-
ständlich werden, dass Krankenkassen die Teil-
nahme von Vätern an Geburtsvorbereitungskursen 
erstatten. Und für Väter muss es einen verbindlichen 
Sonderurlaubsanspruch zur Begleitung der Partnerin 
bei der Geburt des Kindes geben.  

Meine Damen und Herren, ich habe gesagt, dass ich 
Vater bin. Meine Tochter ist gerade 14 Monate alt. 
Sie ist also jung genug, damit ihr Leben von dem ge-
prägt sein kann, was wir in der Enquetekommission 
empfehlen. Sie wird dann in eine Kita gehen, die qua-
litativ und personell besser ausgestattet ist als heute, 
eine Kita, die sie und ihre Familie bei der Erziehung 
und Bildung des Kindes partnerschaftlich begleitet. 
Und ihre Eltern werden für den Kita-Besuch nichts 
bezahlen müssen, weil die SPD dafür sorgen wird, 
dass Gebührenfreiheit nicht auf den Sankt-Nimmer-
leins-Tag verschoben wird. 

(Beifall von der SPD) 

Kinderarmut wird durch eine Kindergrundsicherung 
zurückgedrängt sein. Armut wird sich in Familien 
nicht mehr vererben, weil wir präventiv und rechtzei-
tig eingreifen. Sie wird eine Grundschule besuchen, 
die ähnlich wie Kitas heute als Familienzentren im 
Sozialraum wirken. Und in der weiterführenden 
Schule wird es flächendeckende Ganztagsangebote 
geben, aber auch Freiräume, um den Alltag eigen-
verantwortlich und gemeinsam mit der Familie zu ge-
stalten.  

Wenn meine Tochter erwachsen ist, wird sie sich 
nicht nur aussuchen können, ob und wen sie einmal 
heiratet, sondern der Staat wird jede Ehe als Partner-
schaft gleichwertig anerkennen und unterstützen. 
Und sie wird in einer Welt leben, die den Wert einer 
Ehe weiterhin anerkennt, die finanzielle Förderung 
von Familien aber in erster Linie am Vorhandensein 
von Kindern und nicht an einem Trauschein ausrich-
tet.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, wenn meine Tochter wirk-
lich in einer solchen Welt aufwachsen wird, dann hat 
sich die Arbeit in dieser Enquetekommission wirklich 
gelohnt. – Ich danke Ihnen. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 
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Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Dr. Maelzer. – Für die grüne Fraktion spricht Frau 
Kollegin Paul.  

Josefine Paul (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Selbstverständlich schließe 
auch ich mich dem Dank für die gute Zusammenar-
beit an, die natürlich manchmal den einen oder an-
deren Haken hatte. Aber so ist das – auch in Fami-
lien. Man hat nicht immer nur gute Tage, Herausfor-
derungen sind sicherlich das Alltägliche.  

Moderne Familienpolitik muss der Vielfalt von Fami-
lienformen Rechnung tragen – das ist schon vielfach 
angeklungen –, aber auch die einzelnen Beteiligten 
von Familie und ihre jeweils speziellen Bedürfnisse 
in den Blick nehmen. Vor diesem Hintergrund ist es 
eine spezielle, uns Grünen besonders wichtige Linie 
in diesem Bericht gewesen, auch einen gendersen-
siblen Blick auf die unterschiedlichen Herausforde-
rungen von Frauen und Männern beim täglichen 
„Doing Family“ zu richten.  

Frauen und Männer – Kollege Maelzer hat das ge-
rade schon gesagt – wünschen sich ein partnerschaft-
liches Modell, nicht nur beim Diskutieren darüber, son-
dern auch bei der Aufteilung von Erwerbs- und Sorge-
arbeit. Allein die Realität sieht leider in vielen Fällen 
immer noch anders aus.  

Die Zahlen einer aktuellen WZB-Studie unterstrei-
chen noch mal, warum es wichtig und richtig gewe-
sen ist, das auch in diesem Bericht so deutlich auf-
zugreifen. Denn auch hier sagen 75 % der befragten 
Väter, sie würden gerne weniger arbeiten. Leider sa-
gen aber auch 46 %, dass sie keine passende Stelle 
finden, oder sogar 36 %, dass in ihren Betrieben Teil-
zeit für Väter nicht üblich ist oder ihre Vorgesetzten 
gar explizit dagegen sind. 

Das zeigt auf, hier ist durchaus noch Handlungsbe-
darf. Selbstverständlich sind dort die öffentlichen Ar-
beitgeber als Vorbilder gefragt, aber auch etwa die 
privaten Betriebe, die Gewerkschaften als wichtige 
Partner. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Sorgeaufgaben, liebe Kolleginnen und Kollegen, dür-
fen aber kein Armutsrisiko sein. Insbesondere Allein-
erziehende – von ihnen ist der allergrößte Teil weib-
lich – und ihre Kinder tragen in diesem Land leider 
nach wie vor ein besonders hohes Armutsrisiko. Die 
mangelnde Vereinbarkeit gerade für Frauen und Al-
leinerziehende trägt oftmals dazu bei, dass ihre pre-
kären Beschäftigungsverhältnisse im Lebensverlauf 
für sie ein erhebliches Armutsrisiko bergen. Schwie-
rige ökonomische Verhältnisse im Heute sind leider 
der Ausgangspunkt für Altersarmut morgen. Auch 
dem muss moderne Familienpolitik Rechnung tra-
gen. 

Zum Schluss: Vereinbarkeit und Unterstützung sind 
aber auch eine Frage von Bündelung. Deshalb bin 
ich froh, dass wir uns in der Familienenquete auch 
darauf verständigt haben, dass beispielsweise Fami-
lienbüros – vorhin ist es schon angeklungen – zur 
zeitlichen und organisatorischen Entlastung von Fa-
milien beitragen können, weil sie Leistungen aus ei-
ner Hand bündeln. Auch hier ist die Zeitfrage für viele 
Familien wichtig. Dort hat uns der Gutachter 
Prof. Mückenberger gute Ausgangsbedingungen at-
testiert.  

Lassen Sie uns also gemeinsam an diesen Frage-
stellungen weiterarbeiten – gerne auch in der famili-
ären, manchmal guten, manchmal anstrengenden 
Atmosphäre wie bisher. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Paul. – Weitere Wortmeldungen liegen mir 
nicht vor.  

Damit stelle ich fest, dass der Landtag den Ab-
schlussbericht der Enquetekommission zur „Zu-
kunft der Familienpolitik in Nordrhein-Westfalen“ – 
Enquetekommission V – Drucksache 16/14000 zur 
Kenntnis genommen hat. 

Ich darf im Namen des Hohen Hauses allen Mitglie-
dern der Enquetekommission sowie allen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern für die engagierte und sehr 
umfangreiche Arbeit danken. Ich bin sicher, das ist 
ein guter Beitrag für die Zukunft, weil solche Berichte 
in der Regel sogar in weitere Legislaturperioden wir-
ken, weil man immer wieder nachguckt, was verhan-
delt und besprochen wurde. Deshalb werden sie so 
gründlich erarbeitet und haben für lange Zeit und für 
zukünftige Entscheidungen ihre Bedeutung. Also: 
Herzlichen Dank an alle die, die mitgemacht haben.  

(Beifall von allen Fraktionen) 

Ich rufe auf: 

8 Dank an die Kölner Polizei und alle Polizistin-
nen und Polizisten im Silvester-Einsatz! 

Antrag 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/13944 

Entschließungsantrag 
des Abg. Daniel Schwerd (fraktionslos) 
Drucksache 16/14074 
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